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Studien über württembergische Agrarverhältnisse. 



Von Helferich. 



Des zweiten Artikels letzte Hälfte. 

Gegenstand der Untersuchung in diesem Abschnitt ist die 
Frage: lässt sich ein Agrarsystem bei uns einrichten, welches 
die Freiheit des Einzelnen in der Verfügung über sein Eigenthum 
aufrecht erhält und doch zugleich vor dem Missbrauch dieser 
Freiheit zu sichern und die Übeln Folgen dieses Missbrauchs, wo 
sie vorhanden sind, allmählich zu beseitigen vermag? 

Diese Frage wurde gm Schluss des vorigen Abschnitts unter 
Hinweisung auf das Beispiel Englands vorläufig bejaht, und wir 
haben nun die Aufgabe, diejenigen Seiten der englischen Gesetz- 
gebung und des englischen Lebens, welche für die Agrarver- 
hältnisse von besonderer Bedeutung sind, zu betrachten und zu 
untersuchen, ob und wie weit dieselben bei uns anwendbar, und 
welche Wirkungen von ihrer Einführung in unser Leben zu er- 
warten sind- 

Zwei Punkte sind es in der Gesetzgebung Grossbritanniens, 
welche hier zunächst in Betracht kommen, erstlich das englische 
Intestaterbrecht bei Vererbung von Immobilien und zweitens die 
Einrichtung der englischen Erbgüter oder Fideicommisse. Wir 
beginnen mit den letzteren. 

System der englischen Erbgtlter. 

Die Güter, um welche es sich hier handelt, werden in Eng- 
land estates tail oder kürzer entails ') genannt. Sie werden 

1) Ueber die Einrichtung der englischen entails ist zunächst der Com- 



■124 Stadien über würtlembergische AgrarverhSltnisse. 

aber, weil dort jeder Grundbesitz, auch der thatsächlich auf un- 
beschränktem Eigenthum beruhende (fee simple), rechtlich noch 
immer als unter der Lehenshoheit der Krone stehend ge- 
dacht wird , auch mit den Worten fee tau oder fee in tail 
bezeichnet. Eben desshalb werden sie in unsern deutscben 
Uebersetzungen und Bearbeitungen englischer juristischer Werke 
„Erblehen" genannt, aber, wie es scheint, mit Unrecht, weil 
Erblehen bei uns ein ganz bestimmter lehensrechtlicher Begriff 
ist, während der Lehenscharakter des englischen fee simple und 
des fee tail jetzt, nach Aufhebung beinahe aller lehensherrlicher 
Befugnisse der Krone, eigentlich nur mehr auf einer Rechts- 
fiktion beruht, und, wie es scheint, nur als Ausdruck dfer loyalen 
Achtung vor dem Königthum in der Rechtssprache sich fort- 
erhält '). 

Das Institut der Erbgüter ist bekanntlich uralt in England; 
es hat aber im Laufe der Zeit mannigfache bedeutende Verän- 
derungen erfahren, weniger durch positives Eingreifen der Ge- 
setzgebung, als durch die Entwicklung des Lebens selbst und durch 
die Wirksamkeit der unter diesem Einfluss stehenden Gerichtshöfe. 



mentar zu den Gesetzen von England von Stephen, Band 1, zu vergleichen, 
der auch die gesetzlichen Bestimmungen von 1833 und 1834 enthält. Eine 
besondert Schrift darüber ist von M'Culloch 1848 erschienen unter dem 
Titel: a treatise on the succession to properly vacant by death. Diese ist 
im Quarterly Review, vol. LXXXIII, p. 178 u. f. ausführlich und mit lehr- 
reichen Zusätzen besprochen worden. Die deutsche Literatur hat bis jetzt 
wenig Notiz von diesem Institut genommen. Danlienswerlh ist eine in poli- 
tischem Interesse gemachte Hinweisung auf dasselbe im Preussischen poli- 
tischen Wochenblatt, 1852. Nro. 10; dieselbe liegt der Darstellung zu Grunde, 
welche Schulze in seinen nationalökonomischen Bildern aus England, Jena 
1852. S. 137—143, davon gegeben hat. Noch ist zu erwähnen die kleine 
Schrift von Solly: Grundsätze des englischen Recht« über Grundbesitz, Erb- 
folge und Güterrecht der Ehegatten, Berlin 1853, wo der sechste Abschnitt 
von den „Erblehen" handelt. Sie giebt eine trotz ihrer Kürze sehr voll- 
ständige und dabei klare Darstellung des englischen Rechts in Betreff der 
bezeichneten Verhältnisse. 

1) Diese Rechtsanschauung wird sogar noch in den Freistaaten von 
Nordamerika festgehalten, nur dass an die Stelle der Krone das souveraine 
Volk getreten ist. James Ken t, commentaries on American law. 5. edit. III. 
p. 377. 
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Die englischen Rechfshistoriker erzählen uns, dass es schon 
bei den Angelsachsen Gewohnheil war, Grundbesitz auf einzelne 
Individuen und deren Nachkommenschaft unter bestimmten Be- 
dingungen zu vererben, um denselben der Familie- des Besitzers 
zu erhalten. Die Juristen aber hätten Mittel gefunden , die Be- 
stimmungen des Erblassers zu umgehen und die Erbgutseigen- 
schaft eines in solcher Weise vererbten Grundbesitzes aufzulösen. 
Desshalb sey hauptsächlich auf Antrieb des hohen Adels unter 
König Eduard I. im Jahr 1282 das Weslminsterstatut de donis 
conditionalibus erlassen worden, welches jedem Grundbesitzer 
ganz unbedingt das Recht gab, Erbgutstiftungen auf ewige Zeiten 
zu machen. Wo nun eine solche Stiftung errichtet wurde, fand 
die Erbfolge fort und fort streng nach den Bestimmungen des 
Stifters statt, und kein Erbe hatte das Recht, ein zur Stiftung 
gehöriges Grundstück zu veräussern oder über seine Besitzdauer 
hinaus zu belasten. Dadurch wurde das Gut zu Gunsten der 
Familie gegen schädliche Willkührhandlungen des einzelnen Be- 
sitzers gesichert, zugleich aber auch, fiir jene Zeiten der wich- 
tigste Punkt, gegen Zugriffe der Krone. Denn nun konnte auch 
der König, als Lehensherr, das Gut der Familie nicht entziehen, 
sondern dieses gelangle, wenn es der König wegen Felonie dem 
augenblicklichen Besitzer nahm, von Rechtswegen unmittelbar an 
den nach der Stiftung nächstberechtigten Erben in der Familie. 

Eine solche Einrichtung konnte dem Interesse der Krone 
als dem Lehensherrn unmöglich entsprechen. Aber auch das 
Interesse der Familie und des Gutes selbst litt unter so strenger 
fideicommissarischer Gebundenheit; dieses, weil Gutsverbesserun- 
gen durch das Verbot, Schulden zu machen, die auch der Nach- 
folger im Erbe anerkennen musste, beträchtlich erschwert wur- 
den; jenes, weil der Vater keine Gewalt hatte über den nach 
der Stiftung zum Nachfolger eingesetzten Sohn, wenn dieser in 
Ungehorsam, Nachlässigkeit oder Verschwendung verfiel. 

Aus diesem Grunde suchte man nach einem Mittel, derartige 
ewige Stiftungen aufzuheben und den Besitz und Besitzer von 
der fideicommissarischen Fessel zu befreien. Und fand dieses fast 
zwei Jahrhunderte später unter der Regierung des Königs Eduard IV. 
nicht in einer Aenderung des Statutes selbst; — denn dazu 
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würden die Lords, welche in demselben den wirksamsten Schulz 
für ihre Besitzlhümer gegen die Krone erkannten, nie ihre Zu- 
stimmung gegeben haben, — sondern in einer neuen Praxis der 
Gerichte. Diese erkannten nämlich erstmals im Jahr 1473 ein 
Rechtsverfahren ') als gültig an, welches zum Behuf der Auf- 
lösung einer Erbgutstiftung äusserst spitzfindig ausgedacht war; 
und indem nun dieses Urtheil die Norm für alle späteren Fälle 
bildete, wurde zuerst die rechtliche Möglichkeit begründet, ein 
fideicommissarisch für immer gebundenes Gut von seiner Fessel 
zu befreien und in unbeschränktes Eigenthum (fee simple) zu 
verwandeln. Etwas später, im Jahr 1541 durch Statut 32. Henry 
VIII. c. 36, griff dann auch die Gesetzgebung ein und setzte fest, 
dass auch auf dem Yfeg eines Vergleichsverfahrens (fine) Erb- 
ansprüche dritter Personen auf ein Besitzthum entfernt werden 
könnten, und die Gerichte wendeten dieses Gesetz auch auf die 
entails an, trotz dem, dass im Statut von 1285 ausdrücklich be- 
stimmt worden war, dass auf dem Weg freiwillig von den Be- 
theiligten abgeschlossener Vergleiche der Wille des ursprüng- 
lichen Stifters nicht sollte abgeändert werden können. 

Noch mehrere andre gesetzliche Bestimmungen wurden unter 



1) Diess Verfahren bestand in der gemeinrerhtlichen Gewährleislungs- 
klage ,' common recovery. Diese ist ausführlich beschrieben in Stephen's 
Commentar I, p. 239 und 539 ; eine kurze, aber sehr klare Darstellung ent- 
hält auch die kleine Schrift von Solly a. a. 0. S. 42. 

2) üeber das Vergleichsverfahren vergl. Stephen a. a. 0. p. 240 u. 530, 
Solly a. a. 0. S. 40. Dieses Verfahren hatte keine so grosse Kraft, wie 
die Gewährleistungsklage ; denn durch letztere wurden nicht nur die Erb- 
gutseigenschaft, sondern auch die Rechte der Anwärter (remainder men) 
aufgehoben , durch den Vergleich aber nur jene, üebrigens beruhten beide 
Rechtsmittel eigentlich auf einer juristischen Unredlichkeit ; denn Richter wie 
Partei wussten, dass die Sache nicht so sey, wie sie im Prozess dargestellt 
wurde. Aber man beruhigte sich allerseits mit dem der allgemeinen Ansicht 
gemäss guten Zweck, der damit erreicht wurde. An sich ist das nicht zu 
verwundern , dass diese beiden Prozessformen aufkamen. Bei dem forma- 
listischen Wesen der englischen Jurisprudenz wusste man sich nicht anders 
zu helfen, um den Bedürfnissen des Lebens gerecht zu werden, und in 
dieser Nothwendigkeit fand der fromme Betrug, wie Blackstone das Ver- 
fahren ausdrücklich nennt, seine Rechtfertigung. Nur das ist zu verwundern, 
dass man dasselbe so lange beibehielt ; denn erst 1833 wurde es abgeändert. 
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Heinrich VIII. und Elisabeth zu dem Zweck erlassen, die fidei- 
commissarische Gebundenheit der eritails abzuschwächen. Ins- 
besondere wurde festgesetzt, dass wegen Hochverralh auch 
Erbgüter von der Krone eingezogen werden könnten, dass Ver- 
pachtungen von Erbgütern auch gegen den Nachfolger im Erbe 
ihre Kraft behielten, und dass zu frommen Zwecken gemachte 
Stiftungen aus einem Erbgutsbesland gültig seyen. 

Sieht man von diesen letzten Veränderungen ab, so ist der 
Zustand des englischen Rechts in Betreff der Erbgutstiftungen 
während der langen Zeil vom fünfzehnten Jahrhundert bis in die 
neueste Zeit durch die beiden Momente charakterisirt, dass ganz 
allgemein für jeden Besitzer eines Freiguts das Recht bestand, 
eine fideicommissarische Stiftung zu machen, und dass es zwei 
Rechtsmittel gat, eine solche Stiftung wieder aufzulösen. Unter 
diesem Rechtszustand hatte das Volk die vollste Freiheit, das 
Institut der Erbgüter ganz nach seinen Bedürfnissen und Rechts- 
überzeugungen zur Entwicklung zu bringen, und so bildete sich 
denn im Lauf der Zeit allmählich eine bestimmte Rechlsgewohn- 
heit im Volke selbst aus, bis erst im Jahr 1833 durch die Akte 
3 und 4 Wilhelm's IV. c. 74 die alte Gesetzgebung selbst ab- 
geändert und mit der vorhandenen üebung in Uebereinstimmung 
gebracht wurde 'J, 



1) Das Gesetz von 1833 Iiat Iieine Geltung in Schottland. Dort bestehen 
vielmehr noch ewige Fideicommisse. Nach einem Vorgang im Jahr 1648, 
dessen rechtliche Begründung 1662 zweifelhaft geworden war, wurden sie 
1685 durch I. Jac. VII. c. 22 gesetzlich eingeführt. Seitdejn sind bis 1846 
2046 Stiftungsurkunden registrirt worden , und M' Cullocb (a. a. 0. S. 56) 
nimmt an, dass die Hälfte alles Grundeigenthums Krbgutseigenschaft habe. 
Gegen die gesetzliche Befugniss, Erbgüter von ewiger Dauer zu errichten, 
erhob sich neuerdings viel Widerspruch, und es kam desshalb im Jahr 1848 
ein Vorschlag zur Abänderung des Gesetzes von 1685 in's Parlament. Ich 
kann aber jetzt nicht finden, ob der Antrag durcbgieng. — Es ist von In- 
teresse, zu sehen, was die Nordamerikaner mit dem Institut gemacht haben. 
Bis zur Revolution bestand dasselbe ganz so wie in England. Man konnte 
Erbgüter stiften und sie durch die common recovery und mittelst eines Ver- 
gleichs aufheben. Schon 1776 aber wurden die entaiis in Virginien aufge- 
hoben und in ealales in fee simple umgewandelt, ebenso in Newyork, North- 
Carolina, Tenessee, Kentucky, Georgia, New-Jersey. In South-Carolina und 
dem ehemals französischen Louisiana waren sie ganz unbekannt. In mehreren 
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Nach diesem Gesetz, das aber, wie gesagt, das Institut selbst 
im Wesentlichen nicht änderte, sondern nur die vorhandene 
Uebung zum Gesetz erhob, hat jeder Engländer die Befugniss, 
ein Grundstück einer oder mehreren lebenden Personen und 
darüber hinaus noch einer ungeborenen in der Weise zu ver- 
machen, dass dieselben nur nach Inhalt der Stiftung (settlement) 
darüber verfügen können. Sobald jedoch der bei Errichtung des 
Erbguts eingesetzte noch ungeborene Erbe mit Vollendung des 
einundzvvanzigsten Jahres volljährig geworden ist, kann von ihm 
allein, wenn er bereits im Besitz des Gutes sich befindet, oder 
von seinem Vorgänger mit seiner Beistitnmung das Erbgut von 
seiner fideicommissarischen Gebundenheit befreit werden. Diess 
geschieht ebenso wie die Stiftung selbst durch eine einfache 
Erklärung vor dem Kanzleigerichtshof; das ältere Verfahren mit 
der Gewährleistungsklage oder dem Vergleich wurde aufgehoben. 
Bis zum Eintritt des eingesetzten ungebornen Erben aber kann 
kein in den Besitz des Guts kommender Erbe dasselbe verkaufen 
oder über die Dauer seines eigenen Besitzes hinaus mit Schulden 
beschweren, und es ist diess selbst dann unmöglich, wenn alle 
zum Eintritt in's Gut berechtigten Personen übereinstimmen soll- 
ten. Im Uebrigen lässt das Gesetz dem Willen der Stifter selbst 
freien Spielraum. Die zahlreichen Artikel desselben enthalten 
ausser einigen Bestimmungen über die für jedes Erbgut einzu- 
setzenden Stiftungspfleger (protectors of the settlemenQ nur 
formelle Anordnungen. 

Nun muss man sich aber auch die Art und Weise vergegen- 
wärtigen, wie das Gesetz im Leben selbst zur Anwendung kommt 
und wie schon vor Erlassung des Gesetzes die Erbgütereinrich- 
tung thatsächlich bestand. 

Es versteht sich, dass das Verfahren ein sehr verschiedenes 
ist je nach den Verhältnissen der Familie und des Guts. Die 
vorherrschende Uebung aber in den begreiflich immer die Regel 
bildenden Fällen, wo ein Besitzer direkte Nachkommen hat, ist 



andern Staaten bestehen sie dagegen noch fort, wenn auch in gemilderter 
Form. Massachusetts (1835) und New-Hampshire (1837) haben im Wesent- 
lichen das englische Gesetz von 1833 eingeführt, v. James Kent, Commen- 
tarie» on American law. 5th edit. IV. p. 12 u. ffg. 
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nach dem Zeugniss von Mac Culloch und des oben in der Note 
erwähnten Artikels im (Juarterly Review folgende: 

Ein Vater sey kraft der Stiftung seines Vorfahren im Besitz 
eines Erbguts , und sein Sohn sey der stiftungsmässige Erbe. 
Um die Zeit nun, wo dieser Sohn grossjährig geworden ist und 
sich häuslich niederlassen will, verständigt er sich mit demselben 
darüber, die Stiftung aufzuheben Oo bar the entait vested in the 
son) und das Gut in ein freieigenes Cfee simple) zu verwan- 
deln. Diess geschieht aber nur, um mit Rücksicht auf die ver- 
änderten Verhältnisse der Familie eine neue Stiftung zu machen. 
Durch diese wird nun der Vater der neue Stifter und behält das 
gleiche Recht, was er bis dahin hatte, nämlich den Genuss des 
Guts auf Lebensdauer (ienancy for life) , der Sohn verliert die 
Anwartschaft auf das unbeschränkte Eigenthum am Gut und be- 
kommt statt dessen die Anwartschaft auf ein Nutzniessungsrecht, 
dessen noch ungeborner Sohn dagegen wird im Voraus als künf- 
tiger Eigenthümer (tenant in tail) bestimmt. Ist dann der Vater 
gestorben, der Sohn in den Genuss eingetreten und dessen Sohn 
gleichfalls wieder volljährig geworden, so wird die Operation 
wiederholt, und so erneuert sich die Stiftung von Generation zu 
Generation. Bei jeder Erneuerung aber werden zu Gunsten der 
in die Famihe eintretenden Frau des Sohnes ein Witthum und 
für die erwarteten jüngeren Kinder desselben Renten aus dem 
Gutsertrag festgesetzt, je nach dem Werth des Guts und dem 
Zubringen der Frau verschieden. So macht sich die Sache ganz 
von selbst innerhalb der Familie ohne weiteres Eingreifen der 
Behörde durch freien Vertrag zwischen Vater und Sohn. Die 
englischen Schriftsteller räumen ein, dass diese beiden, wenn sie 
über die neuen Bestimmungen de'r Stiftung verhandeln, manch- 
mal hart an einander gerathen und einander schwere Lasten 
zuzuschieben suchen; in der Regel aber gehe es äusserst fried- 
lich zu, und besonders werde mit ängstlicher Sorgfalt darauf ge- 
sehen, das Gut ja nicht zu stark zu belasten. 

Dass die Erbgüterconstitution , so weit sie sich auf Grund- 
besitz erstreckt, vorzugsweise bei dem hohen Adel, der nobility, 
im Gebrauch ist, versteht sich von selbst, weil der meiste Grund- 
besitz sich, in seiner Hand befindet; aber auch beim landwirth- 

Z«iUchr. für StaaUw. 1834. U Heft. 9 
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schaftlichen Mittelstand, der geniry , ist dieselbe ganz allgemein 
in Uebung. Und nicht nur der Grundbesitz kann in solcher 
Weise fideicommittirt werden; es ist diess überhaupt bei jedem 
Besitz erlaubt, sowohl bei Immobilien (real properfy) , als bei 
dem beweglichen Eigenthum (personal properfy). Auch bei dem 
letztern, zum Beispiel bei gewerblichen oder Handelsgeschäften, 
sodann bei Staatsschuldkapitalien, kommen Erbgutstiftungen in 
grosser Ausdehnung vor. Nichts wäre desshalb irriger, als der 
Vorwurf, dass dieselben nach Gesetz oder Sitte ausschliesslich 
dem Stande der Aristokratie eigenthümlich seyen. 

Ebenso wenig kann man der Einrichtung den Vorwurf machen, 
dass dadurch der Grundbesitz allzusehr immobil werde. Nach 
dem Gesetz ist es allerdings denkbar, dass ein Erbgut, bis es 
frei verfügbar wird, mehrere Generationen hindurch unverändert 
bestehe. Denn indem es verstattet, eine beliebige Anzahl von 
lebenden und einen ungebornen Erben im Voraus einzusetzen, 
ist die Möglichkeit vorhanden, dass die fideicommissarische Ge- 
bundenheit sieben, acht, ja noch mehr Dezennien andaure. Ater 
nach der allgemeinen Uebung dauert diese nicht länger, als von 
der Zeit der häuslichen Niederlassung einer Person bis zur Hei- 
rathsperiode eines Gliedes der nächstfolgenden Generalion, also 
wohl in den meisten Fällen nicht länger, als dreissig oder vierzig 
Jahre. Innerhalb dieser Frist wird das Gut einmal veräusserlich 
im Ganzen sowohl wie im Einzelnen. Nur machen die Besitzer 
von der Freiheit, ihr Gut zu veräussern oder zu zertrümmern, 
in der Regel keinen Gebrauch, und das Gesetz giebt ihnen das 
Recht, sich selbst und ihren nächsten Erben von Neuem davor 
zu bewahren. 

Auch das Gut selbst befindet sich bei dieser Einrichtung 
ganz wohl '}. Denn trotz dem, dass es, wenn der Stifter nicht 
ausdrücklich etwas anderes anordnet, während einer Generation 
nur einmal möglich wird, eine Kapitalschuld auf das Gut selbst 
aufzunehmen, um etwa damit eine grosse Melioration auszufiihren, 
fehlt es im Allgemeinen doch nicht an Mitteln zu Gutsverbes- 

1) VV'as Adam Smitli (inquiry II, 177. Basler Ausg.) über die schlechte 
Bewirthschaftung der Erbgüter in Schottland sagt, ist nach M' Culloch's Zeug- 
niss jetzt nicht mehr wahr. 
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serungen. Vieles nämlich thut der Pächter aus eigenen Mitteln, 
und da der jeweilige Besitzer an keine be&timmte Art der Ver- 
pachtung gebunden ist, so kann er leicht den Pachtvertrag so 
einrichten, dass dieser Verbesserungen vornehmen kann. Sodann 
ist jeder Besitzer befugt, ein Kapital auf seine Lebensdauer auf- 
zunehmen und den Gläubiger, wenn er sonst nicht anders kann, 
etwa dadurch sicherzustellen, dass er sein Leben versichern und 
die Prämie auf die Gutseinkünfte radiziren lässt. Diess letztere 
Verfahren ist ausserordentlich häufig. Endlich darf man daran 
erinnern, dass in England die Regierung wohl selbst ihre Kassen auf- 
thut, um den Grundbesitzern den theilweise mangelnden Hypo- 
thekarkredit zu ersetzen. Namentlich hat sie so vor einigen 
Jahren (1846) zum Behufe der schnelleren Einführung der Drai- 
nirung jedem Grundbesitzer verstattet, von der Staatskasse Geld 
zu entlehnen gegen eine Annuität von 6V2 Procenl, durch welche 
in zweiundzwanzig Jahren die Schuld verzinst und getilgt wird, 
und es sind auf diesem W^ege Millionen zur Verbesserung der 
Kultur verwendet worden, üeberhaupt aber ist die grosse Leich- 
tigkeit, Schulden zu machen, wie wir dieselbe hier zu Lande 
haben, immer ein zweischneidiges Schwert. Einerseits ein vor- 
treffliches Mittel zur Hebung der Kultur, zur Auseinandersetzung 
sonst unlösbarer Familienverhältnisse ist sie andererseits unend- 
lich oft Ursache des Ruins der Besitzer und damit am Ende auch 
der Kultur selbst. Wie viel hat dieselbe namentlich bei uns ge- 
schadet, weil sie den Grundbesitzern die Mittel gab, den Preis 
des Bodens unvernünftig zu steigern, und weil sie das Kapital 
zu Anlagen auf Grund und Boden hindrängte zu einer Zeit, wo 
nach der Lage der ökonomischen Zustände es weit besser ge- 
wesen wäre, demselben die Richtung zu gewerblichen Anlagen 
zu geben! 

Endlich darf man auch behaupten, dass die Familienver- 
hältnisse sich bei dieser Einrichtung im Allgemeinen vortrefflich 
befinden. Man würde sehr irren, wenn man glaubte, es werde 
Alles dem Gutserben zufallen, und die Wiltwe und die jüngeren 
Kinder , — falls nämlich gerade der Aelteste das Gut bekommt, 
was durchaus nicht nothwendig ist, da vielmehr ein Vater, wenn 
nicht die Stiftung ausdrücklich den ältesten Sohn als Erben ein^ 

9* 
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gesetzt hat, in der Wahl des Gutserben vollkommen freie Hand hat, 
— in der Erbtheilung beträchtlich verkürzt. Im Gegentheii, es wird 
für diese in der Regel sehr gut gesorgt, theils dadurch , dass 
im Voraus schon bei der Erneuerung der Stiftung für die jün- 
geren Kinder und die Wittwe Gutsrenten festgesetzt werden, 
theils dadurch, dass jeder Besitzer es sich eifrigst angelegen 
seyn lässt, jvährend seiner Lebenszeit so viel zurückzulegen, dass 
er seinen übrigen Kindern, welche das Gut nicht erhalten, eine 
genügende Summe hinterlassen kann. Was das Erste betrifft, 
so wird freilich, wie schon oben gesagt, eine Ueberlastung des 
Guts in der Regel sorgfältig vermieden. Doch wird nicht darüber 
geklagt, dass die Wittwe und jüngeren Kinder zu wenig erhielten; 
im Gegentheii, man hört neuerdings die Besorgniss äussern, dass 
die alte gute. Uebung, das Gut und den künftigen Besitzer zu 
schonen, etwas- ausser Acht gelassen werde. Das zweite an- 
langend, so haben die Lebensversicherungskassen die Erreichung 
dieses Zwecks in neuerer Zeit beträchtlich erleichtert, und es ist 
bekannt , wie stark dieselben in England gerade von solchen 
Personen benützt werden, deren Verhältnisse es nöthig oder 
wünschenswerth machen, dass ihr Geschäftsvermögen im Erbgang 
nicht zersplittert werde. 

Das ist überhaupt, wirthschaftlich genommen, der grosse 
Vortheil einer solchen Institution, dass dabei die Familien die 
Richtung erhalten zur grössten Ordnung, Besonnenheit und Spar- 
samkeit. Schon die Errichtung eines Erbguts ist ein Ziel, welches 
zu erreichen Vielen auch das schwerste Opfer an eigenem Le- 
bensgenuss nicht zu schwer scheint. Noch viel stärker aber ist 
das Streben bei dem Besitzer des Guts, alle seine Kinder so zu 
versorgen, dass die Familie im Ganzen sich auf der Stufe socialer 
Ehre erhalte, welche den Verhältnissen des Erbguts entspricht. 

Alles zusammengenommen, der Unbefangene wird zugeben 
müssen, dass diese englischen Fideicommisse eine wahrhaft be- 
wunderungswerthe Institution sind. So vollkommen ist hier das- 
Interesse der Familie mit dem des einzelnen Glieds derselben, 
das Interesse der Gesammtheit mit dem der einzelnen Familie, 
das der Freiheit und Beweglichkeit des Grundeigenthums mit dem 
der conservativen Ordnung und Stabilität in Einklang gebracht. 
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Und das Alles ist nicht etwa durch ein Gesetz so gemacht wor- 
den. Jahrhunderte lang gab das Gesetz und die Gerichtspraxis 
eigentlich Nichts als das ganz allgemeine Recht, ein Erbgut zu 
stiften und ein gestiftetes wieder zu befreien. Alles Uebrige, 
der ganze in socialer Beziehung schöne Inhalt der Institution ist' 
durch das Leben selbst gebildet worden, ist unmittelbar aus dem 
Volke herausgewachsen. 

So ist es denn auch erklärlich, dass die englischen Schrift- 
steller trotz ihrer verschiedenen politischen Ansichten, natürlich 
mit Ausnahme der entschiedensten Freihändler, im Lobe der In- 
stitution übereinstimmen. Von conservativer Seite versteht sich 
das eigentlich von selbst; aber auch liberale Schriftsteller, wie 
MacCuUoch, sprechen sich bestimmt für ihre Erhaltung aus. Ihre 
Wünsche zur Veränderung und Verbesserung derselben betreffen 
vergleichsweise untergeordnete Punkte, und zielen nicht darauf 
ab, die bestehende Ordnung abzuschwächen, sondern sie vielmehr 
zu befestigen. Namentlich wird den Grundbesitzern empfohlen, 
für die Kapitalschulden und Renten, die sie übernehmen, die Form 
von Annuitäten zu wählen, und ausserdem wird eine gesetzliche 
Regelung der Befugnisse eines Erbgutbesilzers in Bezug auf Ver- 
pachtungen, Verkäufe und Austauschungen von Gutslheilen ge- 
wünscht, damit eine Rechtsordnung für den Fall bestehe, wenn 
der StiQer selbst darüber nichts bestimmt haben sollte, und damit 
nicht die Besitzer, wie es jetzt geschieht, in jedem einzelnen 
Fall, um eine solche Veränderung zu bewirken, den theuern Weg 
einer Parlamenfsakte einschlagen müssen. 

Die Frage ist nun: lässt sich das Beispiel der englischen 
entails auf unsre deutschen, zunächst württembergischen Verhält- 
nisse zu dem Zweck der Erhaltung, beziehungsweise Neubildung 
eines tüchtigen Bauernstandes anwenden ? Ausdrücklich beschränke 
ich diese Frage auf den Bauernstand; denn für den nicht bäuer- 
lichen Grundbesitz bedarf man keiner besondern gesetzlichen 
Fürsorge. Die Standesherren und Ritterschaft haben ohnehin schon 
das Institut der Fideicommisse und Stammgüter in grosser Aus- 
dehnung und haben überdiess bei uns das Privilegium, ihre Ver- 
hältnisse in dieser Beziehung nach ihrem Belieben ordnen zu 
können. Den nicht zu diesen beiden Klassen des Adels und 
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nicht zum Bauernstand zählenden Grundbesitzern steht wenigstens 
das Institut der gemeinrechtlichen Fideicommisse zu Gebote, und 
die im ersten Theil dieser Studien angegebenen Gründe, warum 
die Bauern, die das gleiclie Recht haben, davon keine Anwen- 
dung machen, sind bei Personen dieser Klasse nicht vorhanden, 
oder wenigstens nicht besonders zu berücksichtigen. Der Bauern- 
stand dagegen bedarf der Unterstützung von Seite der Gesetz- 
gebung, um solide Grundbesilzzuslände auf die Dauer zu erhalten ; 
denn erfahrungsmässig benützt er die in der vorhandenen Ge- 
setzgebung liegenden Befugnisse zur Befestigung seines Besitzes 
nicht, und hat andrerseits doch nicht die Kraft, den Verleitungen 
und gesetzlichen Veranlassungen zur Auflösung guter Besitzzu- 
stände einen ausreichenden Widerstand entgegenzusetzen. Also 
nur darum handelt es sich, dem Bauernstand eine ihm zusagende 
gesetzliche Einrichtung zu bieten, nicht den übrigen Grund- 
besitzern. 

Der Gedanke, auf dem Wege von fideicommissarischen Ein- 
richtungen einen Ersatz für die in der neuesten Zeit mit der 
Aufhebung der alten bäuerlichen Institutionen verschwundenen 
Garantieen zu gewinnen, ist nicht neu. Abgesehen von den ver- 
wandten Bestrebungen, welche in Preussen neuerdings besonders 
für die Provinz VVestphalen aufgetaucht sind, ist gerade im Süden 
unsers Vaterlandes ein sehr merkwürdiger Versuch dieser Art 
gemacht worden, der für uns um so mehr Interesse bietet, als 
er in einem nach Volksart, Lebensanschauungen und Rechtsent- 
wicklung uns vielfach verwandten Lande stattfand. Wir meinen 
den von der bayrischen Regierung im Jahr 1851 den Ständen 
vorgelegten Gesetzentwurf über die Errichtung landwirthschaft- 
licher Erbgüter. 

Nach diesem Entwurf sollte jeder Grundeigenthümer, der 
über das Seinige frei verfügen kann, und dessen Grundbesitz 
mit einem Steuersimplum von mindestens drei Gulden belegt, 
also nach dem Regierungsanschlag jetzt beiläufig 3600 fl. werth ist, 
berechtigt seyn, vorbehaltlich der Genehmigung des Bezirks- (Land- 
oder Stadt-) Gerichts, ein Erbgut zu stiften. Ein solches sollte dann 
nur mit Einwilligung aller Anerben der zur Succession nächst- 
berechtigten Klasse, zuerst der successionsfähigen Descendenlen, 
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sodann, wenn diese fehlen, der vollblütigen Geschwister und deren 
Kinder, drittens der Halbgeschwister und ihrer Kinder, im Ganzen 
oder theilweise verpfändet oder veräussert werden können; 
doch sollte das Gericht bei fUr's Gut vortheilhaften Verpfändun- 
gen und Veräusserungen von Gutstheilen die Zustimmung der 
Anerben im Fall ihres Widerspruchs ersetzen können. Die Auf- 
lösung sollte erfolgen durch gerichtlichen Zwangsverkauf des 
Erbguts, durch Minderung desselben unter das Minimum, durch 
Widerruf des ersten Stifters, so lange noch kein Anerbe durch 
Vertrag oder Uebergabe ein Recht auf das Gut bekommen hat, 
durch Uebereinkunft eines Besitzers mit den Anerben der nächst- 
berechtigten Successionsklasse , endlich wenn keine gesetzlichen 
Anerben vorhanden seyen. Der Besitzer sollte das Recht haben, 
unter den nächslberechtigten Anerben seinen Nachfolger zu 
wählen. Hätte er keine Bestimmung getroffen, so sollte inner- 
halb jeder Klasse der Nichtansässige dem Ansässigen, sodann 
der männliche Anerbe dem weiblichen, der Landwirth dem Nicht- 
landwirth, endlich der Aeltere dem Jüngeren vorangehen. Wären 
mehrere Descendenten da, so sollte Einer das Gut, die Andern 
einen Pflichtlheil, beziehungsweise eine Abfindung bekommen, die 
im Ganzen ein Zehntheil des reinen Erbgutswerthes- betragen 
sollte. Die entfernteren Verwandten hätten keinen Anspruch auf 
eine Abfindung; ihnen, sowie fremden Personen sollte nicht ein- 
mal aus dem Erbgut etwas legirt werden dürfen. Die Abfin- 
dungen sollten auf dem Gute stehen bleiben und mit 2 Proc. ver- 
zinst werden bis zur Ansässigmachung der Descendenten oder 
bis ein besonderes Bedürfniss derselben nach Erkenntniss des 
zuständigen Gerichts die frühere Auszahlung nöthig machen würde. 
Der Erbguteigenlhümer sollte ferner verpflichtet seyn , seinen 
Vorgängern sowie den Wittwen und den minderjährigen und 
erwerbsunfähigen Söhnen und Töchtern seiner Vorgänger, wenn 
sie sonst nicht genug Vermögen oder Einkommen hätten, die 
nöthige Alimentation zu geben; doch sollte dieselbe den sechsten 
Thcil des Gutsertrags nicht übersteigen. Ebenso wäre er ver- 
pflichtet, seinen Kindern, wenn sie sich vor der Erbtheiiung ver- 
heirathen oder ansässig machen, eine nöthigenfalls durch Richter- 
spruch festzustellende Ausstattung zu geben, deren Betrag übrigens 
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bei der Erbtheilung eingeworfen werden müssle. Wären Söhne 
oder Töchter eines früheren Eigenlhümers lebenslänglich alimentirt 
worden, so sollte ihr Pflichttheil, beziehungsweise Abfindung, dem 
Erbgutseigenthümer zufallen. 

Diess sind im Wesentlichen die Bestimmungen des bayrischen 
Entwurfes über bäuerliche Erbgüter. Sein Schicksal war, dass 
die Kammer der Reichsräthe ihn mit wenigen Modificationen an- 
nahm, die Kammer der Abgeordneten dagegen mit 73 gegen 
49 Stimmen verwarf. Aus der Discussion im Ausschuss und in 
der Kammer selbst erhellt, dass ein Theil der verwerfenden 
Stimmen in der Kammer der Abgeordneten aus der principiellen 
Abneigung gegen jede Beschränkung der Freiheit der Nieder- 
lassung und des Verkehrs mit Grund und Boden hervorgieng, 
ein anderer Theil der Kammer nicht am Princip selbst, sondern 
nur an der Art, wie es im Gesetzentwurf mit und ohne die 
Modificationen des Ausschusses zur Abstimmung vorgelegt wurde, 
Anstoss nahm. 

Mit den Ansichten der ersteren Art war offenbar nicht zu 
rechten. Wer einmal den, wie ich meine, falschen Glauben an 
das Volk hat, dass es von der Freiheit im Verkehr mit Grund 
und Boden keinen übertriebenen, schädlichen Gebrauch machen 
werde, oder wer der Ueberzeugung lebt, dass auch da, wo ein 
schädlicher Gebrauch davon gemacht wird, der Verkehr selbst 
den Schaden wieder gut mache ohne vorübergehenden oder 
dauernden grossen Nachtheil für die gesellschaftliche und poli- 
tische Verfassung des Volks, oder endlich, wer zwar Nachtheile 
für möglich und wahrscheinlich ansieht, aber das Princip der 
Freiheit unter allen Umständen behaupten will nach dem Grund- 
satz jener Franzosen im Gonvent von 1792, die bei der Discus- 
sion über die Emancipation der Neger auch die Colonieen den 
Grundsätzen zu opfern verlangten , , — allen diesen Ansichten 
gegenüber sind nach alter Erfahrung Gründe wirkungslos und 
Constatirung der Meinungen durch die Abstimmung der einzige 
Zweck und das einzige Ziel der Verhandlung. 

Der ändere Theil der verwerfenden Stimmen hatte, wie ge- 
sagt, nichts gegen bäuerliche Fideicommisse an sich einzuwenden, 
sondern nur gegen den Gesetzentwurf, wie er vorgelegt war, mit 
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und ohne die vorgeschlagenen Modificationen des Ausschusses. 
Man warf diesem als Fehler vor, dass er nur ein Minimum, kein 
Maximum einer Erbgutsliflung aufstelle, dass das Minimum so 
gar niedrig gegriffen sey und auf dem Weg der Verpfändung 
noch tiefer herabgedrückt werden könne, dass die landrechtlichen 
Pflichttheilsberechtigungen verletzt werden, dass das Gesetz dem 
Manne, der einmal ein Erbgut besitze, vollkommen die Hände 
binde und seine Sachen mehr durch das Landgericht ordnen 
lasse, als durch seine eigenen EntSchliessungen. Treffliche Worte 
hat in dieser letzten Beziehung der Abgeordnete Professor von 
Hermann gesprochen, indem er die Bestimmungen des Entwurfs 
mit dem Gesetz und der Praxis der englischen Erbgüter verglich 
und die grossen Gefahren hervorhob, welche für die Erbguts- 
familien dadurch entstünden, dass sie des sittlichenden Einflusses 
der Selbstbestimmung und der Selbstverantwortlichkeit der Guts- 
besitzer in Anordnung ihrer Verhältnisse durch's Gesetz beraubt 
wurden, indem der Landrichter, nicht sie selbst allein, über Ali- 
mentation und Ausstattung derjenigen Familienglieder entscheiden 
solle, welche das Gut nicht erhalten könnten. 

Ein Punkt und, wie es scheint, gerade der allerwichtigste 
war nicht Gegenstand der Discussion, nämlich die Frage, ob 
wohl der Entwurf, falls er zum Gesetz erhoben würde, auch 
praktische Wirksamkeit im Leben erhalten werde, ob die Bauern, 
von deren freiem Willen es am Ende doch abhängen würde, 
ein Erbgut zu machen, sich dazu verstehen würden. 

Würde diese Frage für Württemberg aufgeworfen, so glaube 
ich nicht, dass man irre gehen würde, wenn man dieselbe ver- 
neinte; und auch für Bayern möchte sie schwerlich bejaht wer- 
den dürfen. 

Bei dieser Ansicht gehe ich von der Thatsache aus, dass 
der Bauer sich in seiner Freiheit, nach Belieben zu verkaufen, 
zu verlheilen und Schulden zu machen, nicht gerne beschränken 
lässt. Es ist möglich, dass er seine Verhältnisse gerade so ordnen 
würde, wie der Entwurf es vorschreibt, wenn er freie Hand be- 
hielte; er würde vielleicht auch nicht viel dagegen einwenden, 
wenn die Sache einmal gesetzlich so bestünde, gleichviel, woher 
die Beschränkung gekommen wäre; aber dass er freiwillig, wenn 
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man ihm die Frage vorlegt, ob er sich und seine Nachkommen 
für alle Ewigkeit binden solle, — denn so stünde die Sache 
nach dem Entwurf, — sich einer solchen Beschränkung unter- 
wirft, scheint nach aller Erfahrung im höchsten Grade unwahr- 
scheinlich. Um auf solch einen Antrag einzugehen, ist unser 
Bauer, und nicht bloss der durch die moderne Freiheilsbewegung 
bereits gänzlich von seinen alten Anschauungen losgerissene, 
zum ackerbautreibenden Staatsbürger gewordene, sondern auch 
derjenige, der noch mehr von der alten Bauernart bewahrt hat, 
von der modernen Bildung schon zu viel ergriffen , oder er ist 
dazu noch nicht genug gebildet. Wäre er das letztere, so Hesse 
es sich denken, dass er zwar nicht gerade nach Maassgabe des 
Entwurfs, aber sonst in ähnlicher Weise sich und seine Nach- 
kommen beschränkte; denn die gesteigerte Bildung sieht nicht 
bloss auf den gegenwärtigen Augenblick, sondern lehrt auch die 
Zukunft in's Auge fassen. Wäre er überhaupt noch nicht er- 
griffen von dem Freiheitsgeist der Neuzeit, stünde er noch fest 
und unerschüttert in seinen alten von der Väterzeit ererbten 
Anschauungen, so wäre es gleichfalls denkbar, dass er den grossen 
Schritt thäte und zum Amt gienge, um sich und seine Nach- 
kommen durch eine einfache Erklärung für immer bei der alten 
Art zu fesseln. So aber, wie unser Bauer gegenwärtig ist, hat 
er die Püssigkeit der Freiheit, nach Belieben verkaufen und 
Schulden machen zu können, geschmeckt, und weiss entweder 
noch gar nichts von den Gefahren, die für ihn und seine Familie 
damit verbunden sind, oder er traut sich die Kraft zu, sie zu ver- 
meiden. Auf keinen Fall wird er sich entschliessen , die Ver- 
meidung dieser Gefahr um einen Preis zu erkaufen, der mit dem 
gänzlichen Verlust seiner und seiner Nachkommen Selbstständig- 
keit in Anordnung ihrer Vermögensverhältnisse verbunden wäre. 
Wenn in BetrefT Bayerns, wofür der Entwurf bestimmt 
war, ein zweifelvollerer Ausdruck gebraucht wurde, als für 
Würtemberg, so hat dies seinen Grund darin, dass sich dort in 
einzelnen südlichen und östlichen Gegenden die alte bäuerliche 
Sitte und Lebensanschaung wohl stärker und reiner erhalten hat, 
als es bei uns der Fall ist. Ohne Zweifel war es auch die Absicht 
der Regierung, sich dieser Sitte in den einzelnen Bestimmungen 
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des Gesetzes möglichst genau anzuschliessen und es beruhte die 
Hoffnung, dass der Entwurf Wirksamkeit im Leben gewinnen 
werde, eben auf der Uebereinstimmung seiner Bestimmungen mit 
der bäuerlichen Sitte. Desshalb soll hier nicht unbedingt geleugnet 
werden, dass eine auf den freien Entschluss der Einzelnen ge- 
gründete Fideicommisseinrichtung nach Art des Entwurfs durch 
zusammenwirkende Empfehlungen der Behörden und landwirth- 
schaftiichen Vereine zur Annahme in grösserem Umfang hätte 
gebracht werden können. Unter allen Umständen aber wäre es 
auch dort ein Versuch gewesen, der ebenso leicht vollkommen 
wirkungslos bleiben, als einen grösseren oder geringeren Erfolg 
gewinnen konnte; denn ein Anderes ist es, eine Sitte befolgen, 
bei der man auch die Freiheit hat , sie nicht anzuwenden , ein 
Anderes, diese Sitte für immer zur festen Regel machen. Vol- 
lends für unser Land wäre keine Aussicht vorhanden, dass eine 
derartige Einrichtung freiwillig von den Bauern angenommen würde. 
Um sich von der Richtigkeit dieses Urtheils zu überzeugen, 
erinnere man sich nur der in dem ersten Artikel mitgetbeilten 
Thatsache, dass bei, uns schon nach der bestehenden Gesetzge- 
bung die Möglichkeit vorhanden war, durch Errichtung eines 
Fideicommisses die alte bäuerliche Sitte zur festen Regel zu 
machen, und dass trotzdem auch nicht ein einziger Fall bekannt 
ist, in welchem ein solcher Versuch gemacht worden wäre. 

Weit eher, glaube ich, Hesse sich ein günstiger praktischer 
Erfolg dann erwarten, wenn das Gesetz die fideicommissarische 
Fesselung der Besitzungen nicht so weit ausdehnte, als in dem 
Entwurf geschehen ist, wenn vielmehr nach dem Beispiel der eng- 
lischen Gesetzgebung die Befugniss des Fideicommillenlen, das 
Gut zu fesseln, auf eine massige Zahl von Generationen beschränkt, 
und ihm und der Famihe freie Hand bei der Festsetzung der 
Abfindungen, Ausstattungs-, Alimentalions- und Witlhumsgelder 
gelassen würde. 

Man fürchte nicht, dass dadurch der Hauptzweck des Ge- 
setzes, nämlich die Erhallung grösserer und mittlerer bäuerlicher 
Besitzungen weniger sicher erreicht würde, als bei strengerer 
Gebundenheit. Entschliesst sich einmal ein Grundbesitzer, sein 
Gut so weit zu fesseln, dass es unzerstückelt und unverpfändet 
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auf die dritte Generation, die des Fideicommittenten selbst ein- 
geschlossen, gelangt, so ist alle Wahrscheinlichkeit vorhanden, 
dass dasselbe noch weiterhin durch abermalige Fideicommittirung 
entweder von Seite des nächsten Erben in Verbindung mit dem 
darauffolgenden oder von diesem allein, wenn er das Gut zur 
freien Verfügung erhält, gebunden werde; denn dann lässt sich 
erwarten, dass der Sinn für die ungefährdete Erhaltung des Guts 
in der Familie bereits so viel Festigkeit gewonnen haben werde, 
dass auch von dem später einmal eintretenden Recht der freien 
Verfügung durch einen Eigenthümer kein Missbrauch werde 
gemacht werden. 

Und ebenso wenig scheint die Furcht begründet, als könnte 
die Befugniss in Festsetzung der Abfindungen und anderwei- 
tiger Lasten entweder zu einer allzustarken Beschwerung der 
Besitzungen und des Gutserben oder zu einer verwerflichen 
Härte gegen die übrigen Familienglieder missbraucht werden. 
Denn auch hier fände gerade wie in der geschilderten engli- 
schen Einrichtung eine solche Vertheilung des Interesses unter 
den verschiedenen Betheiligten statt, dass man fest darauf rech- 
nen könnte, auch ohne Dazwischenkunft des Bezirksgerichts werde 
die Sorge fürs Gut und das gedeihliche Bestehen des nächst- 
folgenden Gutserben eben so wenig ausser Augen gesetzt wer- 
den, wie für die übrigen Kinder und Erben. 

Auch in Beziehung auf die Grösse der fideicommissarisch zu 
bindenden Güter würde eine gesetzliche Bestimmung füglich ent- 
behrt werden können. Dass man bei einem Gute, welches nur 
drei Gulden Grundsteuersimplum zahlt, also beiläufig 3600 fl. 
werlh ist, keine grossen Abfindungen übernehmen kann, wie es 
von der Opposition in der Kammer gegen das Gesetz einge- 
wendet wurde, um daraus die Nothwendigkeit eines grösseren 
Minimums zu beweisen, ist ganz richtig; ebenso gewiss jedoch, 
dass es schon bis jetzt Güter gab, die geschlossen von einer 
Generation auf die andere vererbt wurden und die auch nicht 
grösser waren, bei denen also auch ähnliche Verhältnisse in Be- 
treff der Abfindungen bestanden. Aber warum will man nicht 
auch hierin den freien Entschluss walten lassen? Man sollte doch 
denken, dass, wenn das Gesetz den Bauer über die viel schwerere 



Stadien über württemb ergische AgrarverhSltnisse. 141 

Frage entscheiden lässt, ob er sein Gut binden will, es noch 
viel leichter ihm das zur Beurtheilung überlassen kann, ob sein 
Gut zu einer solchen Bindung gross genug ist. Und noch viel 
weniger scheint eine Bestimmung über das Maximum nothwendig 
zu *seyn, über welches hinaus kein Fideicommiss errichtet werden 
dürfte. Denn selbst vorausgesetzt, dass eine gesetzliche Vorsorge 
gegen allzugrosse Grundbesitzungen überhaupt für politisch noth- 
wendig anerkannt werden sollte, so erscheint eine Furcht, dass 
solche entstehen, was den nichtadeligen Grundbesitz anlangt, 
jetzt ganz nichtig, und dem hohen Adel ist für seinen Besitz 
ohnehin durch Art. 14 der Bundesakte das freie Recht der fidei- 
commissarisclien Verfügung garantirt worden; auf diesen Theil 
der Grundbesitzer könnte also ein Maximum gar nicht angewendet 
werden. 

Wenn es nun aber auch wahrscheinlich ist, dass ein dem 
englischen nachgebildetes Gesetz eher Eingang bei unsern Bauern 
finden werde, als ein dem bayrischen Entwurf ähnliches, so 
bekenne ich offen, dass mir auch so die Wahrscheinlichkeit 
nur als höchst gering erscheint. Der ganze Gedanke eines Fidei- 
commisses ist eben gar zu sehr entfernt von den hergebrachten 
Ideen unseres Bauernstandes und alle Rechtsanschauungen unseres 
Volks, wie sie durch das bürgerliche Gesetz seit Jahrhunderten 
sich gebildet haben, stehen in gar zu grellem Widerspruch mit 
einer solchen Institution. 

Offenbar nämlich hat die Idee der Fideicommisse die andere 
Idee der Bevorzugung eines Erben bei der Vererbung von 
Grundbesitz zur Voraussetzung '3- Sie findet hierin ihre Stütze 
und ihren Ausgangspunkt; sie ist genau genommen gar nichts 
als die Aeusserung des natürlichen Strebens, vom Standpunkt 
der ganzen Familie als eines sich forterbenden Ganzen aus die 
Vermögensverhältnisse ihres einen Repräsentanten zu sichern und 
zu ordnen. Wie soll nun aber der Gedanke an fideicommis- 
sariscbe Familiengüter unter unserm Volke aufkommen und Früchte 
bringen, so lange das Intestaterbrecht die gleiche Theilung auch 
des Grundbesitzes verlangt und überdies durch die Pflichttheils- 

1) „Enlaih are Ihe natural conaequencea of the lato of primoge- 
ntiure" sagt Smith, inquiry II. 176. 
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berechtigungen der andern Erb.en die Befugniss, mittelst eines 
Testaments einen Erben zu bevorzugen, so stark beschränkt 
wird? Es ist wahr, dass trotz dieser Gesetze in einzelnen Ge 
genden die Idee einer Bevorzugung des Gutserben an der augen- 
fälligen Nothwendigkeit ein Gut unvertheilt zu lassen sich er- 
halten hat. Aber mit wenigen Ausnahmen waren daran die 
Lehensverhältnisse schuld, welche die Theilbarkeit ausschlössen; 
ohne diesen Schutz ist der alte Gebrauch wohl hie und da stehen 
geblieben, hat sich aber immer mehr vermindert und abge- 
schwächt und es lässt sich nichts erwarten als allmähliches gänz- 
liches Aufhören desselben. Das ist nicht zu verwundern, sondern 
im Gegentheil ganz natürlich. Was das Gesetz qls Regel auf- 
stellt, wird, wenn es auch dem Einzelnen das Recht lässt, seinen 
Willen an die Stelle der gesetzlichen Bestimmung zu setzen, 
am Ende immer auch praktisch werden, das Recht des Gesetz- 
buchs wird am Ende auch Recht des Volkes. Bei Stämmen, die 
einen hohen Grad von selbstständigem Wesen besitzen, mag es 
anders seyn; bei unserm Volk, das Alles in Allem genommen, 
wenig individuelles Selbstständigkeitsgefühl sich erhallen hat oder 
besitzt, das sich viel lieber vom Amt und Gesetz die Dinge 
machen lässt, als sie selbst zu machen unternimmt, ist es gewiss 
so. Wer daran zweifeln möchte, erinnere sich der bekannten 
Thatsache, dass der Bauer fast nie ein Testament macht, sondern 
das gesetzliche Erbrecht anstatt seines Willens wirken lässt. 
Wie kann man aber erwarten, dass der Bauer mit Beseitigung 
des gesetzlichen Erbrechts ein gleichviel wie gestaltetes Fidei- 
commiss gründen, das heisst also, einen Entschluss fassen werde, 
der auf Generationen hinaus den Willen der Familie binden und 
dem seinigen unterwerfen soll, wenn er nicht einmal den Muth 
hat, durch ein Testament die ihm nächstliegenden Verhältnisse 
der Familie selbstständig zu bestimmen und zu ordnen? 

Wer also die Ueberzeugung in sich trägt, dass das System 
der Freiheit der Einzelnen im Verkehr mit Grund und Boden 
aufrecht erhalten werden müsse, die aus der jetzigen Anwendung 
des Systems hervorgehenden JVachtheile eben dadurch beseitigt 
zu sehen wünscht, dass eine Gewohnheit in unserm Bauernstande 
Eingang finde und herrschend werde, die vorhandenen und neu 
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sich bildenden grösseren und mittleren Grundbesilzungen durch 
fideicommissarische Fesselung vor fernerer Zerstückelung zu 
sichern, der muss nothwendig noch einen Schritt weiter gehen. 
Er muss auch verlangen, dass das Gesetz das als Regel statuire, 
vi^as man von den Grundbesitzern gethan zu sehen wünscht, damit 
sie sich nicht im Widerspruch wissen mit dem gesetzlichen Recht 
und damit für den Fall, dass der Einzelne keine Bestimmung 
unter Lebenden oder von Todeswegen getroffen hat, das ge- 
wünschte System von selbst, das heisst, von Rechtswegen Platz 
greife. Mit Einem Worte er muss eine Aenderung des Intestat- 
erbrechts verlangen. 

Dies führt uns zur zweiten Frage, deren Erörterung wir 
uns für den vorliegenden Schlussartikel vorgenommen haben, 
nämlich zur Betrachtung 

des englischen Intestaterbrechts. 

In England ist bekanntlich das Recht unter Lebenden oder 
von Todeswegen über sein Eigenthum zu verfügen, eine voll- 
kommen unbeschränktes '). Irgend ein gesetzlicher Anspruch 
auf ein Erbe gegen de« Willen des Erblassers besteht nicht; 
vielmehr kann ein Vater sein ganzes Vermögen einem seiner 
Kinder mit gänzlicher Hintansetzung der übrigen geben und er 
kann ebenso einen Fremden zum Erben machen mit Ausschluss 
aller seiner Familienangehörigen. 

Von dieser Freiheit über sein Eigenthum zu verfügen wird 
nun auch allgemein Gebrauch gemacht, und es findet hier 
ein merkwürdiger Gegensatz zu der Sitte auf dem Continent 
statt. Während hier weitaus die meisten Menschen ohne Te- 
stament sterben, und den Willen des Gesetzes anstatt ihres 
eigenen wirken lassen, stirbt in England so zu sagen Niemand, 



1) Die Freiheit zu testiren, wurde erst allmählich in England einge- 
führt; in Yorkshire, Walea und der City of London erst am Anfang des 
18. Jahrhunderts. In Schottland bestehen noch heujte Pflichttheilsberech- 
tigungen in Betreff des beweglichen Vermögens. Hinterlässt ein Mann eine 
Wittwe nnd Kinder, so kann er nur über ein Drittel, hinterlässt er nur 
eine Wittwe oder Kinder, so kann er über die Hälfte seines beweglichen 
Nachlasses verfügen. 
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der Überhaupt etwas besitzt, ohne ein Testament, sondern verfügt 
selbstständig über sein Eigenthum '). 

Für den Fall, dass eine Person über ihr Eigenthum nichts 
verfügt hat, gilt die Bestimmung des gemeinen Rechts, dass alles 
immobile Vermögen an den ällestien Sohn gelangt, das beweg- 
liche Eigenthum dagegen nach Abzug eines Drittels für die Wittwe 
unter sämmtliche Kinder gleich getheilt ') wird. Von diesem 



^y „Inieed it is (fuite the exeeption, when a man permit» the law lo 
tnake his will fonhitn" versichert der Verfasser des erwähnten Artikels 
im Quart. R. LXXXIII, 179. — Dem widerspricht nicht die Angabe Porter'«, 
dass im Jahre 1841 nur 16,684 Testamente in England und Schottland zu- 
sammen Gegenstand der Besteurung waren, während dodh die Zahl der in 
diesem Jahr mit Tod abgegangenen Familienbäupter mindestens 75,000 war. 
Denn die Erbschaften von Grundelgentbum sind weder der legaey noch der 
probate duty unterworfen; ebenso sind Erbschaften bis zum Betrag von 
20 l. steuerfrei. Besser erkennt man die Ausdehnung des Gebrauchs Testa- 
mente zu machen unter den Personen, welche ein irgend nennenswerthes 
Vermögen hinterlassen, aus dem Verhältniss der besteuerten Testamente zu 
den letiers of administralion, das von Porter für das Jahr 1838 angegeben 
wird. Die Zahl jener war in England 15,658 mit einem Kapital von über 
43MilI., in Schottland 1161 mit 2V2 Mill., dieser 6242 mit 4^2 Mill. in 
England, und 111 mit 300,000/. in Schottland, (letter» of adm. werden bei 
Intestaterbfällen gegeben). Das Zahlenverhältniss ist also nach den Fällen 
8 zu 3, nach dem Betrag der Erbschaften 10 zu 1. — Aus Frankreich er- 
fahren wir durch Mounier (a. a. 0. I. S. 62 und 77), dass 1825 in Paris 
unter 7649 gerichtlichen Erbtheilungen nur 1081 Testamente sich fanden, 
und bei diesen hatte nur in 59 Fällen der Erblasser von seinem Recht 
der Verfügung über einen Theil seines Vermögens zu Gunsten eines seiner 
gesetzlichen Erben Gebrauch gemacht; in 88 Fällen geschah dies zu Gun- 
sten von Fremden ; in den übrigen fand keine Abweichung von der Inte- 
staterbtheilung statt. Auf dem Lande kommen ohne Zweifel in Frankreich 
ebenso wie bei uns Testamente noch viel seltener vor; wo sich dort die 
altbäuerliche Untheilbarkeit der Güter erbalten hat, z. B. im Depart. Puy- 
de-Döme, finden ataticipirte Theilungen statt durch Uebergabe unter Le- 
benden. 

2) So, dass anch der Erstgeborene noch seinen Theil vom mobilen 
Vermögen erhält. Dies ist englisches Recht. Dasselbe geht in der Begün- 
stigung des Erstgebornen sogar noch weiter, indem nach einer allmählich 
aufgekommenen Praxis Schulden, die auf dem unbeweglichen Eigenthum 
lasten, nicht mit diesem übernommen, sondern aus dem beweglichen befahlt 
werden. Anders in Schottland. Hier erbt zwar auch ab intettalo der Ael- 
teste das Grundstück, hat aber die Schulden mitzuübernehmen und hat Ober- 
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Grundsatz des englischen Erbrechts besteht nur in einigen Orten 
die Ausnahme, dass ab intestato nicht der älteste, sondern der 
jüngste Sohn das unbewegliche Vermögen erbt und in einigen 
andern Distrikten, vorzüglich in der Grafschaft Kent, die weitere 
Ausnahme, dass nicht ein einziger Sohn erbt, sondern alle Söhne 
mit Ausschluss der Töchter sich ins unbewegliche Vermögen 
theilen, welche letztere Institution den Namen gavelkind ') führt. 



diess keinen Theil am beweglichen Vermögen , es sey denn , dass er 
ausdrücklich auf sein Vorrecht an das Grundeigenthum verzichtet. Ein be- 
merkenswerther Unterschied findet zwischen den beiden IVachhaHändern 
noch darin statt, dass in Schottland das Betriebsinventar eines Pächters als 
real property gilt, in England als personal properly, so dass also dort auch 
Pachtungen ebenso vererben wie Grundeigenthum. S. M' Cull. a treatise etc. 
p. 140. In Irland bestand von Alters her gleiche Erbtheilung und besteht 
unter den eigentlichen Irländern auch noch. Die eingewanderten Engländer 
haben für sich das englische Recht eingeführt. Eine sonderbare Eigenthüm- 
llchkeit bestand in der Grafschaft Waterford. Hier theilte der Vater seinen 
Besitz mit der zuerst heirathenden Tochter, dann den Rest mit der zweiten 
und so fort; die Sühne bekamen gar nichts. — Noch führe ich an, dass 
das englische gemeine Recht auch nach Nordamerika überging. Hier aber 
wurde das Vorrecht des Erstgebornen auf den Grundbesitz aufgehoben und 
gleiche Theilung ab intestato eingeführt. Dies geschah zum Theil schon vor 
der Revolution 2. B. 1683 in Pennsylvanien, wo die mosaische Erbtheilsord- 
nung (Deut. 21, 17) eingeführt wurde, bis 1794 das Gleichheitsprincip die 
Oberhand gewann. In den meisten Staaten geschah es mit und gleich nach 
der Revolution. Für das Land westlich von Ohio wurde die gleiche Erb- 
theilung durch Congressakte vom 13. Juli 1787 festgesetzt. Nur in Tenessee 
besteht noch ein Vorzug zu Gunsten der mannlichen Erben bei der Inte- 
staterbfolge im Grundbesitz, v. Kent a. a. 0. IV. 374. Dieser Schriftsteller 
verkennt nicht die Gefahr einer übermässigen Zersplitterung des Bodens, 
bemerkt aber mit Recht, dass für jetzt keine übeln Folgen aus der gleichen 
Erbtheilung hervorgehen, weil neue Ansiedelungen im Westen noch leicht 
seyen. Aber auch ohne dies scheint die Gefahr nicht so gross, so lange 
dort vollkommene Testirfreiheit, das wenn auch beschränkte Recht, Erb- 
güter zu machen, und keine Pflichttheilsberecbtigungen bestehen; denn auch 
das schon hält die Familien aufrecht. 

1) Sind keine Söhne vorhanden, so erben die Töchter zu gleichen 
Theilen und darin ist kein Unterschied zwischen dem gavelkini und dem 
gemeinen Recht. — Ausser der Grafschaft Kent und einigen Gütern in an- 
dern englischen Grafschaften haben auch die Kanalinseln das Gavelkind- 
recht und zwar nicht nur gesetzlich sondern thatsächlich. Diesem Umstand 
schreibt M' Culloch den armseligen Zustand zu, in welchem sich die dor- 
ZaiUchr, ffir SUaUw. 1854. U Heft. 10 
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Der Ursprung dieser Bestimmung des gemeinen Rechts ist 
von selbst einleuchtend. Es ist kein anderer als das Feudal- 
wesen, das mit seinem Erbrechtsprinzip nicht nur in England 
wie ehedem auf dem Continent herrschend geworden ist, son- 
dern auch gegen alle Versuche das römische Recht einzubringen 
sich in Kraft erhalten hat. Und man glaube nur nicht, dass der 
gesetzliche Vorzug des Erstgebornen in der neuesten Zeit, wo 
das Lehenswesen thatsächlich aus dem Leben verschwunden ist, 
und nachdem die Idee der Gleichheit durch die verführerische 
Verbindung mit dem Princip der Freiheit auf dem Contineot die 
alte Welt überwunden und auch in dem Geiste des britischen 
Volkes ihren Kultus gefunden hat, an Popularität verliere. Im 
Gegeniheil, die Ueberzeugung von der Noth wendigkeit einer Be- 
vorzugung eines Erben zur Aufrechthaltung der Familien lebt 
so fest im Volke, dass auch in der Grafschaft Kent die Grund- 
besitzungen ganz allgemein mittelst testamentarischer Verfügung 
an Einen und zwar meistens an den Erstgebornen vererbt werden. 

Auch die Rechtsgelehrten und Politiker sprechen sich im 
Allgemeinen günstig über diesen Grundsatz des englischen. Inte- 
staterbrechts aus. Der wichtigste Punkt, der Anstoss findet, ist 
die in der Note erwähnte Rechfspraxis , wonach der Erbe des 
Grundbesitzes nicht auch die darauf haftenden Schulden zu über- 
nehmen hat. 

So irrig desshalb die Ansicht wäre, das dem Feudalismus 
entsprungene Princip des englischen Erbrechts erscheine jetzt, 
wo im Uebrigen das Lehensrecht den Forderungen des Zeitgeistes 
hat weichen müssen, dem Volke nicht mehr als zeilgemass und 
erwarte demzufolge seine Abänderung auf dem Wege des Ge- 
setzes, so falsch wäre andrerseits die Vorstellung, das Volk 
lasse sich durch dieses Princip unbedingt leiten und es sey 

tigen Grundbesitzer befinden trotz der grossen Steuerpriviiegien, welche 
diese Inseln geniessen. Ehemals bestand dies Institut auch in Wales nur 
mit dem Unterschied, dass Töchter nie erben lionnten. Heinrich VIII. führte 
dort das gemeine Recht ein. S. M' Culloch a. a. 0. S. 23 und 30. — In 
Kent haben früher manche Gründbesitzer ihre Güter durchs Parlament dem 
gemeinen Rechte unterwerfen, das gavetkind aufheben lassen, z. B. unter 
Heinrich VUI. gleich 34 Grundbesitzer auf einmal; s. 31 Henry VIII. c. 3. 
In neuester Zeit habe ich keinen Fall der Art gefunden. 
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Regel, dass bei Vererbungen von unbeweglichem Vermögen der 
Erstgeborne oder überhaupt der von den Eltern eingesetzte Haupt- 
erbe Alles, die andern Kinder gar nichts erhalten. Im Gegen- 
theil, was oben bei Erwähnung der entails von der Sorge der 
Eltern für die jüngeren Kinder gesagt wurde, hat ganz allgemeine 
Geltung. Allerdings ist der Wunsch, der Familie einen Reprä- 
sentanten zu geben, so stark, dass das künftige „Haupt der Fa- 
milie" regelmässig bedeutend bevorzugt wird. Aber dieser Wunsch 
ist immer und nothwendig mit dem andern gepaart, dass die 
übrigen Kinder nicht in eine Lage gerathen, welche ausser Ver- 
hältniäs zu der des Repräsentanten der Familie wäre. Desshalb 
strengt sich Jeder aufs Aeusserste an, so viel zu erwerben, dass 
er für seine übrigen Kinder ebenfalls genügend sorgen kann, 
und wird auch der Erblheil dieser so bestimmt, wie es nach 
den Verhältnissen der Familie möglich und für den von ihnen 
ergriffenen Lebehsberuf passend ist. Das ist allgemeine üebüng, 
obwohl dabei nicht in Abj-ede gestellt wird, dass manchmal ganz 
extreme Fälle vorkommen, dass beispielsweise einmal ein Vater 
alle seine Angehörigen enterbt und sein ganzes Vermögen einem 
Fremden vermacht, oder auch, dass ein Kind nicht nur das 
unbewegliche, sondern auch das ganze bewegliche Vermögen mit 
Ausschluss aller Geschwister erhält. 

Vergleicht man allgemein, ohne Rücksicht auf den Grund- 
besitz insbesondere, die Wirkungen der beiden Hauptgrundsätze 
des englischen Erbrechts, nämlich des Grundsatzes der vollkom- 
menen Freiheit des Einzelnen zu testiren wie er will, ohne an die 
Anerkennung eines Pflichttheils gebunden zu seyn, und des Grund- 
salzes, dass ab iw^esfa^o alles unbewegliche Eigenthum an einen 
Erben kommt, mit den Wirkungen unseres heutigen deutschen oder 
überhaupt eines auf der Grundlage des römischen stehenden Erb- 
rechts, so wird man zu Gunsten jener folgende Sätze anerkennen 
müssen : 

Indem das englische Erbrecht Jedem volle Freiheit zu 
testiren giebt und zugleich einen Grundsatz für den Fall, dass 
er nicht testirt hätte, aufstellt, der, wenn er auch principiell 
den Regriffen des Volks von Recht und Familienwohl entspricht, 
doch in seiner reinen und unbeschränkten Ausführung fast Nie- 

10* 
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manden ganz gefallen würde, legt es Jedem, so zu sagen, 
den Zwang auf, durch ein Testament die ökonomische Lage 
seiner Familie selbstsländig zu ordnen. Es steigert aufs Höchste 
das Gefühl der Verantwortlichkeit für das Wohlergehen seiner 
Nachkommen und erfüllt, soviel an ihm ist, den Mann vom ersten 
Augenblick seiner selbstständigen Niederlassung an mit der 
ernstesten Sorge für die Zukunft seiner Angehörigen. 

Damit hängt unmittelbar die zweite Wirkung zusammen, die 
in der Kräftigung der väterlichen Autorität in der Familie be- 
steht. Kein Kind hat einen Anspruch auf irgend einen Theil 
des elterlichen Erbes. Der Vater kann sein Vermögen ganz 
oder zum grössten Theil geben, wem er will. Dieser vollkom- 
menen Herrschaft des väterlichen Willens in Bezug auf seine 
Vermögensverhältnisse steht begreiflich eine ebenso entschiedene 
Autorität des Familienhaupts in den übrigen Lebensbezie- 
hungen zur Seite, eine Eigenlhümlichkeit des englischen Fami- 
lienlebens, die sich dem continentalen Beobachter schon bei 
oberflächlicher Betrachtung in auffallender Weise zu erkennen 
giebt. Wir, die wir an unsere Lebensanschauungen gewöhnt 
sind, werden bei der moralischen Würdigung dieser Stellung 
des Vaters, der Eltern, zum Kind sehr geneigt seyn, zu urtheilen, 
es sey hier das Gefühl der liebevollen Anhänglichkeit dem der 
Furcht und des Interesses hintangesetzt. Ebenso wenig werden 
wir aber verkennen, dass hier eine Quelle der Ordnung und 
der Zucht liegt, die für das ganze sociale und politische Lebep 
des Volks von der grössten, heilbringendsten Wirksamkeil ist. 
Die Eltern lernen befehlen und herrschen, die Kinder lernen 
gehorchen und eben desshalb auch befehlen. Es versteht sich 
von selbst, dass in der Gestallung des Verhältnisses zwischen 
Eltern und Kindern die angeborene Natur des Volks und der 
Persönlichkeiten immer die Hauptsache thut. So weit aber die 
Gesetzgebung auf den Charakter des Familienlebens einen be- 
stimmenden Einfluss üben kann, wirkt sie, so gestaltet, mit Noth- 
wendigkeit dahin, dass Jeder in seinem Kreise die ihm aus dem 
gegebenen Lebensverhällniss zustehende Autorität besser übe, 
die Pflicht des Gehorsams vollständiger erfülle. Und würde diese 
Schule der Zucht und der Fähigkeit zu befehlen in England 
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nicht SO bestehen, wie es der Fall ist, wäre dann wohl anzu- 
nehmen , dass dort das Gesetz die grosse mit Recht gerühmte 
Achtung genösse und dass sich das monarchische Princip der Ver- 
fassung trotz aller in den Ideen der Neuzeit liegenden auflö- 
senden Kräfte so stark in seiner heilsamen Wirksamkeit erhielte? 

Eine dritte Wirkung erkenne ich in der Steigerung des Er- 
werbstriebs und der Sparsamkeit in den Familien. Das Gesetz 
zwingt zwar Niemanden, dem Aelleslen oder überhaupt einem 
Kind mehr zu geben, als den andern; aber es legt es ihm nahe 
und die Sitte unterstützt das Gesetz. Will er nun dem Gesetz und 
der Sitte Genüge Ihun und zugleich sein natürliches Gefühl befriedi- 
gen, welches ihm auflegt, auch den andern Kindern möglichst viel 
zu hinterlassen, so kann er das nur durch die grösste Anstrengung 
im Erwerben und die äusserste Sparsamkeit erreichen, und es 
ist nicht zu verkennen, dass beide wirihschaftliche Tugenden in 
England in ganz ausserordentlichem Umfang zu Hause sind. Es 
soll natürlich nicht gesagt werden, dnss das englische Erbrechls- 
princip allein diese Richtung hervorbringt. Der in Jedem lebende 
Wunsch, sich und seine Familie in der Gesellschaft hinaufzu- 
bringen , wirkt ebenso sehr dahin. Aber eine unterstützende 
Wirkung wird man dem Erbrechte gewiss zuschreiben dürfen. 
Es ist gerade wie oben von den Fideieommissen gesagt würde, 
dass ihre ökonomische Rechtfertigung vorzüglich in der Erweckung 
und Steigerung des Spartriebs liege; denn das englische Inte- 
staterbrecht giebt principiell eigentlich jedem immobilen Vermögen 
einen fideicommissarischen Charakter. 

Diese Folge ist nicht ebenso mit unserem Erbrechtsprincip 
verbunden. Hier ist überhaupt nicht der Gedanke ans Ende, 
an die Versorgung der Seinigen Jedem so nahe gelegt. Man 
lebt leichter so hin und lässt die Dinge gehen wie sie wollen, 
und gar Mancher mag sich auch fragen, wozu er sich so an- 
strengen soll etwas zu ersparen, da ja doch seine möglichen 
Ersparnisse für den Einzelnen nicht viel ausmachen. 

Endlich stärkt das englische Erbrecht das Gefühl für die 
Familie in ihrem Gegensatz zu der einzelnen Generation und 
dem einzelnen Gliede derselben. Diese Wirkung müssen wir 
aber in doppelter Beziehung als wer th voll anerkennen. Einmal 
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desshalb, weil der Einzelne gewöhnt wird, seinen Blick nicht an 
die augenblickliche Gegenwart zu fesseln, sondern darüber hinaus 
das Interesse der Zukunft ins Auge zu fassen. Sodann desshalb, 
weil Jeder stärker veranlasst wird, sein Thun und Lassen, seine 
ganze sociale Stellung im Licht der Ehre und des Wohlbefindens 
der Familie aufzufassen und zu beurtheilen. Geht nun auch die 
Wirkung dieser Lebensanschauung mehr aufs Aeussere als aufs 
Innere des Menschen, und muss zugegeben werden, dass in 
einem solchen Verhällniss für Manchen eine drückende ihm selbst 
schädliche Fessel liegt; im Grossen und Ganzen wirkt diese 
Empfindung doch wohllhätig. Es bildet Sich dadurch ein Halt, 
der von manchem Falschen abzieht, und zugleich ein Sporn für 
mancherlei Gutes. 

Aber ganz besonders bedeutend ist die Wirkung des Pri- 
mogeniturprincips in Bezug auf das Zusammenhalten landwirth- 
schaftlicher Besitzungen. Muss man sie auch bei der unbe- 
schränkten Testirfreiheit nicht ungetheilt lassen, so giebt doch 
das Gesetz die Veranlassung dazu und die Sitte, die dem Gesetz 
sein Leben erhält, wie sie selbst von ihm belebt wird, sorgt 
dafür, dass dieser Veranlassung Folge geleistet werde. Damit 
erhält aber der Gi-undbesitz in den socialen Lebensverhältnissen 
des Volks einen ganz besonderen Charakter. Er hört auf, ein 
bloses Slück Vermögen zu bifden, wie jedes andere auch ist, und 
wird Träger der Ehre und des Wohlstands der Familie, für das 
der Besitzer sorgt und sich abmüht, um es zu erhalten und 
emporzubringen. Man glaube nicht, dass diese Anschauungs- 
weise nur eine Eigenlhümlichkeit des eigentlich aristokratischen 
Theils des Volks seyn könne. Sie ist es ebenso bei dem kleinen 
und mittleren Bauer, so lange er nicht den Sinn für das väter- 
liche Erbe ganz verloren und sich daran gewöhnt hat, den 
Grund und Boden gerade so zu betrachten wie irgend ein Stück 
Handelswaare. 

Gegenüber von allen diesen unzweifelhaften Vorzügen des Pri- 
mogenilurprincips bei Vererbung von Immobilien weiss ich nur einen 
einzigen Einwand, nämlich die angebliche Verletzung der natürlichen 
Gerechtigkeit durch die Bevorzugung eines Erben vor den andern 
und die daraus hervorgehende Gefahr für den Frieden der Familie. 
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Der Einwand hat einen doppelten Sinn. Es kann nämlich 
gesagt werden und wird gesagt, das Princip der Gleichheit sey, 
wie in andern Beziehungen des Lebens, so namentlich auch im 
Erbrecht eine Forderung des natürlichen Rechts, und man müsse 
desshalb, ganz abgesehen davon, was das Gerechtigkeitsgefühl 
des Volkes im Leben selbst dazu sage, dasselbe schon um seiner 
selbst willen einführen, beziehungsweise festhalten. — Sodann 
kann der Einwand auch den Sinn haben, dass gesagt wird, im 
Volk lebe wirklich das Bewussiseyn von der Gerechtigkeit des 
Gleichheitsprincips und die Verletzung dieses Bewusstseyns bringe 
erfahrungsmässig Störungen in den Beziehungen der Familien- 
glieder untereinander hervor. 

Reale Bedeutung kann der Einwand nur in seiner letztern 
Fassung ansprechen, weil er sich auf eine angebliche Erfahrungs- 
thatsache stützt. In der ersten Gestaltung hat derselbe nicht 
mehr und nicht weniger W^erth als überhaupt jeder abstrakte 
Gedanke, der entweder noch kein Leben im Bewussiseyn des 
VoHies gefasst oder dasselbe bereits wieder verloren hat, oder 
endlich überhaupt nicht im Stande ist, ein solches zu gewinnen. 

Ist nun aber die angebliche Thatsache, dass das Volk das 
Princip der gleichen Erbtheilung als gerecht, das Gegenlheil als 
ungerecht empfindet, wirklich in der Erfahrung begründet? 

Die Antwort auf diese Frage kann, wie schon aus dem 
früher Gesagten erhellt, in der gegenwärtigen Zeit für den 
grössten Theil unseres Volkes und insbesondere unserer Bauern 
nur bejahend seyn. Nehmen wir einige wenige Striche im Süden 
und Nordosten des Landes aus, so herrscht die Empfindung von 
der natürlichen Berechtigung der gleichen Erbtheilung überall 
und auch dort, wo ungleiche Erbtheilungen bis jetzt bei den 
Bauern üblich waren, und wo die Familienglieder sich der Sitte 
fugten, kann sicher behauptet werden, dass die bisherige Rechts- 
anschauung an Boden verliert und dass die Sitte, wenn sie sich 
noch länger erhält, nicht auf einer Ueberzeugnng von ihrer 
rechtlichen Begründung beruht, sondern vielmehr sich im Gegen- 
satz zu den herrschenden Rechtsbegriffen durch die Kraft der 
Gewohnheit oder höchstens durch ein instinktartiges Gefühl von 
ihrer Nothwendigkeit forterhält. 
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Ich erkenne also den Widerspruch zwischen dem Princip 
der ungleichen Erblheilungen und dem herrschenden Volksgefühl 
unumwunden an, und folgerichtig gebe ich auch das zu, dass 
die Anwendung dieses Princips im Leben mit Störungen des 
Familienfriedens verbunden seyn kann. Trotzdem aber leugne 
ich, dass der Einwand als solcher begründet ist. Denn bei dem 
Gedanken an eine Aenderung des Intestaterbrechts handelt es sich 
ja überhaupt nicht um irgend einen Zwang ; Jeder behält ßeine 
Freiheit zu tesliren. Nur die Unterstützung, die Weihe, welche 
das bestehende Intestaterbrecht den herrschenden Gleichheits- 
ansichten gewährt, wird diesen entzogen und dafür den entgegen- 
gesetzten Anschauungen zu Theil, welche auch ihre natürliche 
Berechtigung haben, weil sie die Idee des Rechts und des Wohls 
der ganzen Familie dem einzelnen Gliede derselben gegenüber 
anerkennen, und welche, eben weil sie natürlich berechtigt sind, 
im Volke leben, wenn sie auch der herrschenden Ideenrichtung 
wegen in dem gegenwärtigen Augenblick von dem entgegen- 
gesetzten Gedanken zurückgedrängt sind. Wer also seinen Besitz 
unter seine Kinder gleich vertheilen will, der mag es immerhin 
thun. Er muss aber dann auch wirklich wollen und seinen 
Enischluss durch ein Testament aussprechen. Das Gesetz zwingt 
ihn, sich die Sache genau zu überlegen und dann zu handeln, es 
zwingt ihn damit zu einem gewissen Aufwand von Willenskraft und 
verhindert ihn, energielos hinzuleben. Noch mehr, das Gesetz 
legt ihm den Gedanken nahe, sein Gut nicht zu Iheilen und für die 
ganze Zukunft seiner Familie zu sorgen. Aber es hindert ihn 
nicht zu theilen, wenn er es einmal für gut hält. 

So wenig ich desshalb glaube, dass der bezeichnete Einwand 
gegen die Vorzüglichkeit des Systems ungleicher Erbtheilungen 
bei Grundbesitzungen in Intestaterbfällen an sich begründete 
Geltung habe, so sehr ist doch andererseits zuzugeben, dass, 
wer heule einen Vorschlag zur Annahme dieses Systems anstatt 
des bei uns herrschenden ausspricht, sich damit in Gegensatz 
bringt mit dem bestehenden Rechtsgefühl, und dass er, wenn er 
nicht hoffen kann, dieses zu überwinden und die Ueberzeugung 
von der Nothwendigkeit einer Aenderung zu begründen, auch 
keine Aussicht hat, seinen Vorschlag angenommen zu sehen. 
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Mit dieser Bemerkung treten wir in den letzten Abschnitt 
der uns vorliegenden Untersuchung, in welchem die Frage er- 
örtert werden soll: welche Folgen würde eine Aenderung unsres 
Intestaterbrechts bei Grundslücken nach der Richtung des eng- 
lischen hin bei uns haben, und ist es denkbar, eine solche Aen- 
derung bei uns vorzunehmen? 

Billig sehen wir uns auch hier, wie es oben bei dem Vor- 
schlag einer neuen Bindung des bäuerlichen Grundbesitzes ge- 
schehen ist, zunächst nach ähnlichen Vorschlägen um, welche 
in der neuern Geschichte vorkommen. Da finden wir denn 
allerdings nur einen, und dazu noch einen misslungenen Ver- 
such, von dem gesetzlichen Boden der Gleichheit aus die Primo- 
genitur von Neuem zu Ehren zu bringen, der aber nichts desto 
weniger als Beispiel höchst merkwürdig ist. 

Wir meinen den Gesetz Vorschlag, welchen das französische 
Ministerium Villöle am 2. Febr. 1826 in die Kammern brachte. 
Allerdings handelte es sich hier nicht um die volle Einführung 
der Primogenitur in das französische Intestaterbrecht nach der 
Art des englischen gemeinen Rechts, sondern nur um eine be- 
schränkte Begünstigung des Erstgebornen. Aber auch in dieser 
Ausdehnung sollte wenigstens das Princip zur Anerkennung ge- 
bracht werden. 

Der Vorschlag des Ministeriums gieng dahin, durch ein neues 
Gesetz zu bestimmen, dass, wenn ein Grundbesitzer ohne Testa- 
ment mit Tod abgehe, der Erstgeborene unter den direkten De- 
scendenten den Theil des Vermögens, über welchen der Code 
Napoleon dem Erblasser freie Verfügungsgewalt zugesteht, — 
also ein Drittel, wo nicht mehr als zwei, ein Viertel, wo drei 
und mehr Kinder vorhanden sind, — vor den andern Erben 
voraus erhalten solle. Doch sollte diese Bestimmung nicht all- 
gemein Platz greifen, sondern nur bei denjenigen Grundeigen- 
thümern, deren Besitz mit 300 fr. Grundsteuer und mehr belegt, 
also durchschnittlich nicht unter 120 Hektaren (gleich c. 380 
württ. oder 470 preuss. Morgen} gross wäre. 

Wenn man eine solche Be.<!chränkung des Primogenilur- 
princips auf Wenige und auf einen Theil des Vermögens Mas- 
sigung nennen will, und wenn eine solche Mässigung, die das 
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Princip fast bis zur Wirkungslosigkeit abschwächt, eine politische 
Tugend ist, so kann man nicht anders als dem Entwurf diese 
Tugend zuerkennen. Das JHinislerium nahm auch diese Ehre 
für seinen Vorschlag in Anspruch, und wies noch besonders 
darauf hin, wie darin, dass man die mit 300 fr. besteuerten Be- 
sitzungen dem Gesetz unterwerfe, eine Bürgschaft für das con- 
stitutionelle System enthalten sey, weil eine Steuer von dieser 
Höhe das active Wahlrecht gebe, die Zahl der stimmberechtigten 
Grundbesitzer also durch das Gesetz vor weilerer Verminderung 
bewahrt werden könne. 

Dennoch wurde der Entwurf schon von der Pairskammer, 
wo er zuerst eingebracht worden war, mit einer Mehrheit von 
120 gegen 94 Stimmen vörworfen, obgleich sich die Commission 
mit der geringen Modification , dass sie die 300 fr. Steuer ohne 
die Centimes additioneis verstanden wissen wollte, dafür erklärt 
halte. Dafür erhielt denn auch diese Mehrheit den lautesten 
Beifall des Pariser Volks durch Vivatrufen, Illumination und Pe- 
tardengeknall wegen des erfochtenen „Sieges über die Aristokratie". 

Die Ursachen, welche dieses Resultat herbeiführten, waren 
rein politischer Natur. Man wollte durchaus keine Ungleichheit 
unter den Franzosen aufkommen lassen, weder der Erstgebornen 
gegenüber von den jüngeren Erben, noch der grossen Grund- 
besitzer gegenüber von den kleineren. Die Agrarfrage selbst 
trat ganz in den Hintergrund. Nur ein einziger Redner, der 
Graf Mol 6, gieng ausführlich darauf ein und behauptete in der- 
selben Weise, wie das seitdem regelmässig zu geschehen pflegt, 
dass die Neubildung grösserer Güter der durch den Erbgang 
und die Spekulation eintretenden Verminderung derselben das 
Gleichgewicht halte. Es half nichts, dass der Minister selbst mit 
Zahlen nachwies, dass von 1815 bis 1826 in sämmtlicheo höheren 
Steuerklassen die Contribuenten sich vermindert ') hätten, und 



1) Man kfinnt zwar in Franitreicb die Zahl der Parzellen, aber nicht 
die Grösse der Grundbesitzungen. Diese lässt sich nur mittelst Combination 
annähernd ermitteln. — Die im Text erwähnte Mittheilung wie« folgende 
Veränderung in der Zahl und Grösse der Steuerschuldigkeiten nach. Auf 
363,560 Personen, der Mittelzahl von mehreren Departements, gab es Steuer- 
schuldigkeiten : 
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nur in der niedrigsten Klasse (von unter 20 fr. Steuer) einebe- 
trächtliche Vermehrung derselben eingetreten sey. Es" half ihm auch 
nichts, dass er den Satz aussprach und mit gewichtigen Gründen 
vertheidigte, das Intestaterbrecht müsse das zur Geltui^ bringen, 
was das öffentliche Wohl erfordere, nicht das bestätigen, was 
die Sitte und das gewöhnliche Gcrdbl verlange. Der Eifer für 
die Idee der Gleichheit, die auch in der Pairskammer freilich 
mehr aus Koketterie mit der öffentlichen Meinung als aus üeber- 
zeugung ihre zahlreichen Vertreter hatte, siegte über alle ent- 
gegengesetzten Erwägungen. 

Hätte das Ministerium , anstatt das Primogenilurprincip auf 
die Grundbesitzer von 300 fr. Steuer zu beschränken , was dem 
Vorschlag viel mehr den Charakter einer politischen Maassregel 
geben musste als einer im socialen und Agriculturinteresse ergrif- 
fenen, das Princip auf den Grundbesitz überhaupt ausgedehnt, und 
damit vvenigstens den Vorwurf abgeschnitten, als wolle man auf 
diesem Wege im Interesse des monarchischen Princips eine neue 
Aristokratie bilden, nachdem die durch das Napoleonische Gesetz 
von 1808 erlaubten Majoratstiftungen einen so geringen Fort- 
gang ') genommen hatten, — es wäre aller Wahrscheinlichkeit 
nach doch nicht anders gegangen. Das Misstrauen gegen die 
Bourbonenregierung war einmal da, und war, vom Standpunkt 
der Verehrer der Charte gesehen, begründet. In Allem, was 





1815 


1826 


von unter 20 fr. 


116,433 


133,903 


20-30 fr. 


9616 


8985 


30-50 fr. 


9243 


7915 


50—100 fr. 


7519 


6083 


100-500 fr. 


5625 


4229 


500—1000 fr. 


578 


411 


über 1000 fr. 


302 


206 



149,316 161,732 

1) Die ganze Rente der von 1808 bis 1826 gestifteten Majorate betrug 
etwas über 4'/2 Mill. Davon bestand 1 Mill. aus Staatsschuldrenten und aus 
dem Ertrag von Bankaktien, etwas mehr als eine Million aus Renten von 
Staatsgütern, und nur der Rest von 2''/io Mill. kam von Gütern, die mit dem 
Staat in keiner Verbindung standen. Ausserhalb der Pairie gab es 307 Ma- 
jorate, wovon 165 aus der Napoleoniscben Zeit. 
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von da her kam, sah man nichts als Hinterhalte und Feindschaft 
gegen die Charte und die Freiheit des Volks. Sodann hatten 
die Zustände der Landbevölkerung noch niclit die Trostlosigkeit 
und sociale Zerrissenheit erreicht, die seit der Februarrevolution 
und besonders in dem weitverzweigten Communistenaufruhr von 
1850 an den Tag gekommen sind. Man konnte also damals 
noch mit mehr Beruhigung Opposition machen und dem radikalen 
Gelüste der Pariser huldigen, als es heutzutage möglich wäre, 
wenn es dort noch eine Parlamentäre Opposition gäbe oder geben 
könnte. Unter solchen Umständen konnte es nicht anders gehen, 
auch wenn man die Mässigung noch weiter getrieben, den Ent- 
wurf noch mehr nach dem Gesclimack der öfTentlichen Meinung 
zugerichtet hätte. 

Der ungünstige Erfolg, den der Vorschlag, die Primogenitur 
in's Intestaterbrecht einzuführen, in Frankreich gehabt hat, kann 
indess keinen Grund abgeben, bei uns einen ähnlichen Vorschlag 
nicht zu machen. Der Umstand wenigstens käme einem solchen 
jetzt zu Gute, dass man sich über die Grösse des vorhandenen 
Uebels und über die Nolhwendigkeit irgend einer, gleichviel nun 
welcher, helfenden Maas.sregel nicht mehr so leicht täuschen 
kann, als es früher der Fall war. Dass der ökonomische Zustand 
unsrer bäuerlichen Bevölkerung in dem Gebiete der Theilbarkeit 
ein weit ungünstigerer ist, als in dem Gebiet der Gebundenheit, 
dass er dort unter dem Einfluss der gegenwärtigen schlechten 
Jahre geradezu trostlos genannt werden muss, während es hier 
verhältnissmässig gut steht, darüber kann sich Niemand täuschen, 
der nicht absichtlich die Augen verschliesst, und dem entsprechend 
kann auch Niemand den Wunsch von sich fernhalten, dass ein 
Mittel zur Hülfe gefunden werden möchte. — Sodann scheint 
auch das einem Vorschlag zur Veränderung der bestehenden 
Gesetzgebung günstig, dass die öfTenlliche Meinung bei uns, wie 
es scheint, nicht mehr so stark unter dem Bann der abstrakten 
Freiheits- und Gleichheitslheorie steht, wie vor einigen Jahren. 
Das wenigstens stheinen wir in den Bewegungen der letzten Zeit 
einigermaassen gelernt zu haben, dass man nicht mehr so leicht- 
hin wie früher einen Gedanken bloss desshalb verwirft, weil er 
nicht liberal aussieht. Man beginnt doch die Dinge eindring- 
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lieber zu prüfen und auf Zeit und Ort, auf Land und Leute 
einige Rücksicht zu nehmen, anstatt einen Vorschlag einfach mit 
einem politischen Parteivvort todtzuschlagen. 

Ueberhaupt möchte ich die Behauptung wagen, dass mit 
Ausnahme derjenigen, welche auf das allgemeine Elend spekuliren 
und meinen, je schlechter es gehe, desto besser sey es, und 
derjenigen, die, an der Möglichkeit eines socialen Fortschritts 
verzweifelnd, jeden Versuch dazu verwerfen '), weil der „rollende 
Stein doch nicht aufzuhalten sey", — dass mit Ausnahme dieser 
beiden Arten von politischen Pessimisten eigentlich jede Ansicht 
und Partei ein entschiedenes Interesse habe, dass etwas in der 
bezeichneten Richtung geschehe. Bei denen, welche nur in einer 
Wiederbelebung der allen Ständegliederung in der Gesellschaft 
und im Staat Heil finden, versteht sich dieses Interesse von 
selbst, und ebenso bei demjenigen Theil der Conservativen , der 
auf dem Standpunkt der Büreaukratie steht; denn auch dieser 
muss erkennen, dass in einem Volke, wo die Grundlage der 
Gesellschaft, der Bauernstand, verarmt und verkommen ist, und 
man von oben her bei jeder kleinen Missernte nichts zu thun hat, 
als sich mit einem hungernden und die öffentliche Ruhe und 
Ordnung gefährdenden Proletariat herumzuschlagen, selbst das 
beste und wohlmeinendste Regieren am Ende keine erfreuliche 
Frucht bringen kann. Die Constitutionellen aber und derjenige 
Theil der Radikalen, der zwar mit seinen Wünschen noch über 
die constitutionelle Staatsform hinausgeht, mit jenen aber darin 
übereinstimmt, dass er den Staat auf das Princip der Selbstregie- 
rung im Volke gestellt sehen will, haben offenbar das gleiche 
Interesse; denn diese zwei Parteien können nur dann hoffen, 
dass ihr politisches Ideal sich mehr und mehr verwirkliche, wenn 
auch im Bauernstand eine zahlreiche Klasse von Besitzenden sich 
findet, die Zeit genug haben, öffentliche Geschäfte ohne unmittel- 
bare Vergeltung zu besorgen, und denen ihre bürgerlich unab- 
hängige Stellung die Möglichkeit giebt, auch politisch unabhängig 
zu seyn. Laut genug predigt ja die alle ebenso wie die neueste 
Geschichte, dass ein Volk, das in seinen untern Schichten öko- 



1) Archiv f. polit. Oekonomie 1846. S. 293. 
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notnisch verkommen ist, keine andere politische Zukunft hat, als 
zwischen Socialrevolutionen und Despotismus hin und her ge- 
worfen zu werden und am Ende in diesem unterzugehen. 

Darüber also, dass etwas geschehen müsse, wird heutzutage 
eine genügend starke Ueberzeugung im Volke und in den gesetz- 
gebenden Körpern ebenso wie bei der Regierung wohl zu er- 
warten seyn. Desto mehr aber werden die Ansichten in Betreff 
des zu ergreifenden Mittels auseinandergehen. Hier werden prin- 
cipiell die Verehrer des Alten am liebsten für Erneuerung des 
bäuerlichen Unterthänigkeitsverhältnisses stimmen. Diejenigen, 
welche wahrhafl büreaukratisch gesinnt sind, werden einer neuen 
polizeilichen Schliessung der Güter und noch lieber einem poli- 
zeilichen Minimum den Vorzug geben. Einer Einführung der 
Primogenitur in unser Intestaterbrecht werden von ihrem politischen 
Standpunkt aus nur diejenigen Conservativen zustimmen, welche 
unbedingt anerkennen, dass die Freiheit der Einzelnen Grundlage 
unsers socialen und politischen Leben seyn müsse, welche aber 
auf dieser Basis starke Garantieen für das Princip der Autorität 
und socialen Ordnung begehren. Mit dieser Klasse von Con- 
servativen können und sollten aber auch alle Liberalen überein- 
stimmen, welche die Nothwendigkeit einer helfenden Maassregel 
anerkennen und die Freiheit im Verkehr erhalten wissen wollen, 
und nur Diejenigen unter den sogenannten Liberalen werden 
widersprechen müssen, welche das Princip der Gleichheit noch 
über das der Freiheit stellen, welche lieber wollen, dass Alle 
unfrei, aber gleich, als dass Alle frei seyen, dem Princip der 
Gleichheit aber auch nur das Geringste vergeben werde. 

Wie immer aber man sich auch die politischen Ansichten 
im Volke und an den verschiedenen Stellen im Staate gestaltet und 
vertheilt denken mag, als von vorn herein politisch hoffnungslos 
wird man, so hoffe ich, einen Vorschlag zur Einführung der 
Primogenitur in unser Intestaterbrecht nicht bezeichnen, und 
wäre er es jetzt noch, er könnte es, so lange der Gedanke poli- 
tischer upd ökonomischer Freiheit bei uns noch eine Stätte findet, 
und so lange nicht das Wunder geschieht, dass das Volk von 
selbst trotz der auflösenden und social herabdrückenden Wir- 
kungen des bestehenden Systems sich zu strengeren und höheren 
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Lebensatischauungen heraufringt, unmöglich lange mehr bleiben. 
Freilich aber ist schon der Weg von der Anregung eines Ge- 
dankens bis zu einem förmlichen Antrag an der rechten Stelle 
ausserordentlich weit, und, wenn es endlich dazu gekommen ist, 
dann beginnen erst die wahren nicht unmittelbar in dem Gegen- 
satz politischer Ansichten wurzelnden Schwierigkeiten : die Un- 
fähigkeit der Meisten, sich von eingewurzelten Anschauungen 
loszumachen, die Abneigung gegen durchgreifende Maassregeln 
überhaupt und eine Summe mehr berechtigter, gegen die ökono- 
mische und sittliche Wirkung der Maassregel selbst gerichteter 
Bedenken. 

Wenn wir nun versuchen, uns die Wirkung einer Abände- 
rung des Intestaterbrechts im Sinne einer Begünstigung der Primo- 
genitur ') klar zu machen, so müssen wir auch hier, wie oben 
bei dem Minimum, diejenigen Gegenden, in denen bis jetzt im 
Wesentlichen Untheilbarkeit der bäuerlichen Besitzungen bestand, 
von denen unterscheiden , wo die Theilung der Erbschaft die 
Regel bildete. 

Was jene Landestheile anlangt, so glaube ich nicht, dass 
die Einführung eines gesetzlichen Vorzugsrechtes des Erstge- 
bornen alsbald irgend Aenderungen im bisherigen Gang der 
Dinge veranlassen würde. Die Gewohnheit der Besitzer, das 
Gut schon bei Lebzeiten an ein Kind zu übergeben und damit 
die künftige Erbtheilung zu umgehen, würde hier aller Wahr- 
scheinlichkeit nach im Ganzen unverändert fortbestehen. Nur 
wäre die auflösende Kraft, die in dem Widerspruch der bisherigen 
Uebung mit dem leitenden Gedanken unsres Erbrechts für diese 
Ordnung bestand, beseitigt. Indem die Bauern die alte Sitte be- 
folgten, würden sie das beruhigende Bewiisstseyn haben, dass, 
was sie thun, mit dem, was das Gesetz für's Beste hält, im 
Wesentlichen übereinstimme. Hier also wäre das erreicht, was 
man wünschen muss, nämlich Erhaltung des Bestehenden, Be- 
festigung der guten altererbten bäuerlichen Ordnung. 

1) Es verstent sich von selbst, dass das Gesetz ebenso, wie es dem 
Aeltesten Vorrechte giebt, solche auch dem Jüngsten geben liann. Wo, wie 
im Schwarzwald , diese Sitte geblieben ist, wäre es ganz verstandig, sie 
gesetzlich festzuhalten. 
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Indessen darf man nicht erwarten, dass diese Sitte als solche 
sich mit der Lebensanschauug, aus der sie herauswächst, immer 
erhalten werde. Mit der Zunahme dessen, was man Civilisalion 
nennt, wachsen nicht nur mancherlei Tugenden, Kenntnisse und 
der Sinn für besseren Genuss, sondern es bildet sich die Einzel- 
persönlichkeit egoistischer aus dem Gesammtleben der Familie und 
des Volks heraus und zerbröckelt allmählich das alte Gebäude 
der Familiensitte. Da ist nun aber gerade der Vortheil der vor- 
geschlagenen Institution, dass sie sich auch mit den entwickelteren 
Stufen des gesellschaftlichen Lebens zu verbinden weiss , ihnen 
nicht wie das System der Gütergeschlossenheit schroff entgegen- 
tritt, sondern mit ihnen verschmilzt, ohne doch ihre Wirksamkeit 
zu verlieren. Wo diese Entwicklung einmal eintritt, wird der 
Bauer auch die Trägheit nnd die Scheu überwinden, die ihn jetzt 
abhält, durch ein Testament selbstständig die Theilung der Erb- 
schaft zu ordnen, und indem er den Bedürfnissen eines Jeden 
unter seinen Angehörigen möglichst gerecht zu werden sucht, 
wird er durch seine eigene Einsicht und die Idee des Gesetzes 
veranlasst, den Erben des Familiengutes so stellen, dass er darauf 
bestehen kann. 

Auch das ist möglich , dass dann ein Grundbesitzer durch 
ein Fideicommiss oder Erbgutsstiftung das Familiengut vor künf- 
tiger Zersplitterung bewahrt. Wenigstens ist dann die rechtliche 
Unterlage zu einer solchen Gewohnheit vorhanden, während da, wo 
das Intestaterbrecht gleiche Theilung vorschreibt, keine Aussicht 
ist, dass Fideicommisse unter Bauern aufkommen. 

So scheint sich die in Rede stehende Erbrechtsv eränderung 
mit den Gewohnheiten und der Rechtsordnung der Distrikte mit 
Gebundenheit recht leicht in Verbindung zu setzen. Nicht so 
leicht wird diess dagegen in den Theilbarkeitsdistrikten der 
Fall seyn. 

Was diese Gegenden betrifft, so müssen wir uns der oben 
erwähnten Thatsache erinnern, dass die Bauern auch hier nur 
sehr selten ein Testament machen, vielmehr ganz regelmässig 
den Willen des Gesetzes anstatt ihres eigenen wirken lassen. 

Würde nun das Gesetz verändert, so ist es freilich wahr- 
scheinlich, dass gleich Anfangs manche Grundbesitzer von ihrer 



Stadien über württembergische AgraryerhSltnigse. \Q{ 

bisherigen Uebung abgehen und ein Testament machen. In der 
grossen Mehrzahl der Fälle aber glaube ich nicht, dass diess 
geschehen würde. Die Einen denken nicht daran, Andere 
fassen den Vorsatz es zu thun, kommen aber nicht dazu, wieder 
Andere scheuen die Mühe, weil sie es nicht anzufangen wissen, 
oder stossen sich auch gar an den geringen Auslagen. So wür- 
den gewiss anfänglich Viele unter die Wirkung des neuen Ge- 
setzes fallen. Sobald aber einmal einige Fälle in einer Gemeinde 
vorgekommen wären, würde auch die Gewohnheit, Testamente 
zu machen, sich verbreiten, und da käme es nun darauf an, ob 
das jetzt herrschende Gleichheitsprincip Kraft genug hätte, sich 
trotz des Gesetzes zu erhalten, oder ob dieses jenes zu über- 
winden im Stande wäre. 

Es ist unter allen Umständen eine gewagte Sache, die künftige 
Wirksamkeit einer neuen gesetzlichen Bestimmung vorauszusagen, 
und doppelt gewagt ist es dann, wenn man dafür, wie in diesem 
Fall, gar keinen historischen Vorgang als Anhaltspunkt zum Urtheil 
hat. So viel aber ist gewiss : wirkungslos könnte die Aenderung 
nicht bleiben. Würden auch Viele die bis jetzt gewohnte Theilung 
beibehalten; viele Andere, und zwar täglich mehr, würden doch 
sorgen, dass ihr Gut beisammen bleibe. Aber auch da, wo jenes 
geschähe, wäre es doch etwas Anderes wie bisher. Denn die 
Hauptwirksamkeit d6s Gesetzes ist nicht die unmittelbare, sondern 
die mittelbare, auf die Lebensanschauungen des Volks im Ganzen 
gerichtete. Wie ein scharfer Eckstein stellt sich dasselbe dem 
gewohnten Lebensgang der Einzelnen entgegen, und nöthigt zum 
Nachdenken, zur Besonnenheit, zur ernstesten Vorsicht. Es 
zwingt den Vater, nicht weichlich und schlaff die Dinge gehen 
zu lassen, sondern macht ihn verantwortlich für die Zukunft seiner 
Familie, steigert das Gefühl für seine Autorität und seine Pflicht. 
Darin, in der Aufnahme dieses neuen männlichen und kräftigen 
Gedankens in das geistige Leben unsres Volks, erkienne ich vor 
Allem die gute Wirkung und die wahrhaft heilende Kraft des 
Gesetzes für unsre bäuerlichen Zustände. 

Das eben Gesagte gilt zunächst von der Wirksamkeit des 
Gesetzes in der Richtung auf Erhaltung vorhandener grösserer 
Besitzungen im Gebiet der Theilbarkeit. Es fragt sich aber, ob 
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es auch in der Richtung auf Neubildung von tüchtigen Bauern- 
gütern wirken kann. 

Auch diese Frage wird man bejahen müssen. — Schon 
unter den jetzt bestehenden Verhältnissen kommen immer Ein- 
zelne in der Gemeiiide zu grösserem Besitz empor. Indem nun 
eine gesetzliche Veranlassung begründet wird, solche neu ent- 
standene Güter zu erhalten, wirkt man schon im Ganzen auf 
Neubildung besserer Zustände. Aber noch mehr. Unter dem 
Einfluss einer gesetzlichen Bevorzugung des Erstgebornen wird 
es auch dem Erben eines kleinen Besitzes weit häufiger als jetzt 
gelingen, sich zu einem grösseren Besitz emporzuarbeiten. Zu-, 
nächst desshalb, weil diejenigen Kinder, welche keinen oder nur 
einen geringen Theil vom elterlichen Erbe erhalten, nicht künst- 
lich in der Gemeinde festgehalten, sondern vielmehr veranlasst 
werden, eine anderweitige Unterkunft zu suchen, wodurch Raum 
entsteht für die Zurückbleibenden; sodann desshalb, weil dann 
auch der Erbe eines kleinen Besitzes, sogar eines Taglöhner- 
anwesens, — und gerade bei diesen kleinen und kleinsten Grund- 
besitzern würde voraussichtlich die neue Ordnung am gewissesten 
zur Wirksamkeit kommen, weil hier die Gewohnheit, kein Testa- 
ment zu machen, am wenigsten verlassen werden würde, — häufig 
mit so viel Grund und Boden zu wirthschaflen anfängt, dass er sich 
zu einem grösseren Besitz emporarbeiten kann. Aber auch in 
Beziehung auf die Neubildung besserer Zustände wirkt die Primo- 
genitur weit weniger direkt als indirekt durch Hebung der An- 
sprüche an's Leben auf eine höhere Stufe. 

So scheint die Wirksamkeit des in Rede stehenden Instituts 
nach beiden Seiten hin, sowohl in Beziehung auf seine erhaltende, 
als seine neubildende Krafl, eine günstige zu seyn. 

Man wende nicht ein, unsre Landbevölkerung sey für solche 
Anschauungen nicht zugänglich; unsern Bauern gegenüber müsse 
man mit zwingenden Geboten kommen; solche seyen allein ver- 
mögend, diesen Stand zu retten und neu zu bilden; auf dem 
Weg der Einwirkung auf ihren freien Willen sey diess unmöglich. 

Wäre unser Bauer noch allgemein, wie er in den bisherigen 
Lehensdistrikten ist, so könnte es fraglich werden, ob man nicht 
lieber auf dem Wege des Zwangs die bäuerlichen Zustände be~ 
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festigen, die Gefahren, welche in der schrankenlosen Freiheit, 
wie sie dem modernen Wesen entspricht, für diesen Stand liegen, 
durch, gesetzliche Nöthigung möglichst entfernt halten sollte. So 
aber ist es in dem grössten Theil des Landes nicht. Hier hat 
die Landbevölkerong mit dem Schulunterricht, mit der liberalen 
Gesetzgebung der letzten hundert und am meisten der letzten 
dreissig Jahre, und mit der ganzen neuesten Entwicklung des 
Staats und des Verkehrs die Ideen der modernen Bildung in sich 
aufgenommen. Der Verkehr mit Grund und Boden, das Recht, 
nach Belieben Schulden zu machen, das Recht der Niederlassung 
sind einmal im Wesentlichen frei , und diese Freiheit ist ein 
geistiges Eigenthum unserer Landbevölkerung geworden. So weit 
haben wir uns von den altbäuerlichen Zuständen schon entfernt, 
und hier ist ein einfaches Zurückgehen in der Gesetzgebung nicht 
mehr möglich , und wäre es möglich , das Alte wäre doch nicht 
mehr wieder heraufzubringen. Man nehme dem Volke seinen 
Schulunterricht wieder, und nicht das wird die Folge seyn, dass 
der gemeine Mann zu seiner alten Bildung zurückkehrt, ein ge- 
horsamer Sohn der Kirche und der Geistlichkeit wird, und den 
alten Respekt vor der weltlichen Obrigkeit wieder gewinnt. Viel- 
mehr wird er verlieren, was in dem Neuen Gutes liegt, und das 
gute Alte nicht wieder bekommen. Rohheit des Geistes und des 
Gefühls wird die Folge seyn ohne die naive Einfachheit der ver- 
flossenen Zeit. Und gerade so in Bezug auf den Verkehr. Man 
kann diesen von Neuem in Fesseln schlagen; aber den Sinn für 
die Solidität und Unbeweglichkeit des bäuerlichen Lebens wird 
man damit nicht wieder hervorbringen. — Die rechte Hülfe niuss 
desshalb vorwärts, nicht rückwärts gesucht werden; das Mittel 
zur Erhaltung des Guten und Heilung des Schlechten muss mit 
der Freiheit des Verkehrs verträglich seyn, muss aus dieser 
Wurzel herauskommen, wenn etwas Dauerndes geschalTen wer- 
den soll Von diesem Standpunkt aber weiss ich keine andere 
Hülfe, als das vorgeschlagene Mittef, und wird man auch kein anderes 
auffinden. Ich verkenne nicht, dass man damit ein neues Element 
in das bäuerliche Leben hineinbringt, das keineswegs ganz den 
Anschauungen und der Bildungsstufe entspricht, die den Bauer 
charakterisiren. Aber es scheint kein absolut fremdes, nicht 
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assimilirbares Element zu seyn, sondern gerade ein solches, durch 
welches das alte Wesen, so weit es erhaltbar ist, sich in's neue 
herüberretten lässt. 

Desshalb wende man auch nicht das gegen den Vorschlag 
ein, dass er gerade an demselben Fehler leide, den man von 
conservativer Seite häufig mit vollstem Recht der liberalen Ge- 
setzgebung der letzten Jahrzebente entgegenhält, dass er nämlich 
nicht auf den Boden des historisch Gegebenen sich stelle, son- 
dern einseitig und ausschliesslich aus dem Gedankenkreis der 
rationalistischen Zweckmässigkeit entspringe, während doch gerade 
die Erfahrung der neuesten Zeit den Beweis liefere, dass nur 
solche Aenderungen gute Früchte brixigen, welche sich an das 
Bestehende möglichst nahe anschliessen. Denn in den Gebieten 
mit Gebundenheit bewirkt der Vorschlag keine grosse Verände- 
rung; er drückt vielmehr nur in anderer Weise den Gedanken 
aus, welchen das Volk bis jetzt in Bezug auf Erbfolge und Erb- 
theilung hatte. In den Gebieten mit Theilbarkeit dagegen ist die 
vorgeschlagene Aenderung, wenn auch nicht zu gross, doch 
allerdings sehr gross. Nur ist eben hier kein Boden zur natür- 
lichen Entwicklung mehr vorhanden. Die Fortbildung des Ge- 
gebenen hiesse hier nichts anderes, als das üebel verewigen -und 
noch verschlimmern. Nicht die Schuld der gegenwärtigen Gene- 
ration aber ist es, dass man alle historischen Halte aus dem 
bäuerlichen Leben genommen hat, so dass kein fester Punkt mehr 
da ist, auf den sich eine gesunde Reform stützen kann, und 
eine Besserung gar nicht möglich ist, als durch einen Neubau 
auf einer nicht vorhandenen, sondern willkührlich gewählten und 
in's bäuerliche Leben hineingebrachten Grundlage. Mag man 
desshalb auch anerkennen, dass der Vorschlag an rationalistischer 
Willkühr leide; ein Vorwurf ist daraus nicht zu machen, weil 
Alles, was hier geschehen kann, den gleichen Charakter tragen muss. 

Wenn man aber den Gedanken einer Bevorzugung der Primo- 
genitur im Intestaterbrecht zum 'Behuf der Herstellung einer neuen 
conservativen Rechtsordnung in unsrem Bauernstand als richtig 
und brauchbar anerkennt, so fragt es sich noch schliesslich, in 
welcher Gestalt man denselben verwirklichen sollte, ob in der 
Form, wie es in England geschieht, durch Einführung voUkom- 
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mener Testirfreiheit , Aufhebung aller Pflichttheilsberechtigungen 
und Aufstellung des Grundsatzes, dass der ganze Grundbesitz 
ab intestato an den ältesten männlichen Erbberechtigten gelange, 
oder in der gemässigteren Gestalt, wonach die Pflichttheilsbe- 
rechtigungen stehen bleiben, also auch die Testirfreiheit eine 
unvollkommene ist, und nur der Theil der Himerlassenschaft, 
über welchen der Erblasser frei verfügen kann, ab intestato an 
den Gutserben kommen soll. 

An und für sich scheint jener Gedanke den Vorzug zu ver- 
dienen, und jedenfalls sollte man seine Verwirklichung als Ziel 
der Gesetzgebung alsbald in's Auge fassen. Denn das gewollte 
Princip kommt darin klarer zu Tag, und es entspricht diese Form 
den allgemein sittlichen Zwecken des Gesetzes und den Bedürf- 
nissen des bäuerlichen Besitzes vollständiger, als der andre Ge- 
danke. Ersteres desshalb , weil dabei die Freiheit grösser ist, 
also auch das Gefühl der Selbstständigkeit und der Verantwort- 
lichkeit bei den Einzelnen schärfer angezogen wird; letzteres, 
weil, wie das im ersten Artikel dieser Studien nachgewiesen 
wurde^ wirklich die Fälle nicht selten sind, wo ein Gulserbe, auch 
wenn alle seine Miterben auf den Pflichttheil gesetzt werden, das 
Gut doch nicht zu halten vermag. 

Dennoch möchte ich für jetzt die andre Form vorziehen, weil 
sie sich näher an das Bestehende anschliesst, und desshalb er- 
wartet werden kann , nicht nur dass sie eher von der Gesetz- 
gebung angenommen werde, sondern auch, dass das Volk sich 
leichter in sie hineinlebe, und dass sie um so sicherer zur ge- 
wollten Wirksamkeit gelange. 

In Bezug auf den letzten Punkt findet die ausgesprochene 
Erwartung darin ihre Begründung, dass offenbar, je weniger man 
an der gewohnten Intestaterbtheilung ändert, um so geringer auch 
die Veranlassung für die Bauern ist, von ihrer Gewohnheit, kein 
Testament zu machen, gleich anfangs abzugehen. Je mehr man 
dagegen ändert, um so gewisser und schneller wird diese Sitte 
verlassen werden, und wenn auch das neue Intestaterbrecht am 
Ende durchdringt und zur Herrschaft gelangt, so ist es doch 
möglich, dass dann in der nächsten Zeit und noch länger fort die 
Gewohnheit der gleichen Erbtheilüng um so fester beibehalten werde. 
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Dagegen möchte ich den andern Gedanken jenes französi- 
schen Gesetzentwurfs, nämlich die Beschränkung; des neuen In- 
testaterbrechts auf grössere Güter, in keiner Weise zur Annahme 
empfehlen, und zwar nicht bloss desshalb, weil es in dem grös- 
seren Theil des Landes so wenig grössere Güter giebl, die 
Wirksamkeit des neuen Princips also auf ein geringstes Maass 
beschränkt würde , sondern auch , und noch viel mehr desshalb, 
weil das Gesetz dadurch einen politisch-aristokratischen Charakter 
erhielte, den es nicht haben soll. Der Zweck des Gesetzes ist 
zunächst ein rein socialer, Stärkung des Sinnes für Zusammen- 
halten in den Familien, Mehrung der elterlichen Autorität und 
insbesondere die Begründung, beziehungsweise Wiederbelebung 
einer besseren Stellung des Grundbesitzes in den Anschauungen 
und im wirklichen Leben des Volks. Das Alles aber ist den 
kleinsten Grundbesitzern so nothwendig, als den mittleren und 
grösseren. 

Ich wiederhole, dass der ganze Vorschlag auf dem Boden 
der Anerkennung der persönlichen Freiheit im Verkehr steht. Er 
geht von dem Princip aus, dass diese Freiheit gewahrt werden 
müsse, und stützt sich auf den Glauben, dass sie jetzt noch ge- 
wahrt werden könne. Ueber die Berechtigung jenes Princips 
und dieses Glaubens mehr als die eigene Ueberzeugung auszu- 
sprechen, wäre völlig nutzlos; denn alle Gründe, die sich dafür 
und dagegen auffinden lassen, haben nicht so viel Zwingendes, 
dass dem Einzelnen die freie Thal der Ergreifung einer bestimmten 
Anschauung und Stellung im Leben erspart werden könnte. Wer 
an diesem Grundsatz festhält, und zugleich die Ueberzeugung 
hat, dass unser Volk einer Hebung in seinen socialen Anschauun- 
gen bedürfe, dass insbesondere der Stand der Grundbesitzer 
dringend eine Hülfe nöthig habe, der wird dem Vorschlag zu- 
stimmen. Wer jenen Grundsatz verwirft, das bestehende System 
der schrankenlosen Freiheit aber für schädlich hält, der mag sich 
bemühen, auf dem Wege einer neuen Schliessung der vorhan- 
denen grösseren Besitzungen oder auf dem Wege eines Minimums 
Hülfe zu schaffen. Nur derjenige hat eine Berechtigung jeden 
Vorschlag zurückzuweisen, der die Ueberzeugung hat, die Frei- 
heil im Güterverkehr, wie sie besteht, sey unschädlich. Behält 
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die letztere Ansicht bei Regierung und Ständen noch lange die' 
Oberhand , dann bleibt nichts übrig: , als der Wunsch , es möge 
die Lehre der Geschichte sich bei uns nie bewahrheiten, dass 
die schranlienlose Freiheit, so missbraucht, wie es bei uns ge- 
schehen ist und noch geschieht, den Untergang des selbststän- 
digen Bauernstandes zur unvermeidlichen Folge habe. 



